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Ende dieses Jahres gibt es einen gro-
ßen Umbruch in der MieterZei-
tungs-Redaktion. Bernd Bohlen,

seit Juni 1989 Redakteur der MieterZei-
tung, geht in den Ruhestand und seine
Assistentin, Pia Behrendt, beendet nach
mehr als 23 Jahren ihre Tätigkeit beim
Deutschen Mieterbund.
Als Bernd Bohlen vor 29 Jahren als Re-
dakteur anfing, erschien die MieterZei-
tung noch im großen Berliner Format,
monatlich, 12 Seiten stark und schwarz-
weiß. Heute, knapp 200 MieterZeitungs-
Ausgaben später, hat die Zeitung einen
Umfang von 32 Seiten, DIN-A4-Format
und ist durchgehend farbig.
Bernd Bohlen, engagierter Kommunal-
politiker und Hobbyfotograf, hat ur-
sprünglich Geografie studiert. Durch die
Mitarbeit bei der Sonntagszeitung ZAS
entdeckte er sein journalistischesTalent.
Das zeigte sichdannauch schnell bei der
MieterZeitung, die Artikel wurden lesba-
rer, besser recherchiert und viele Fotos
lockertendieBleiwüste auf. ImLaufe der
29 JahrewurdedasKonzeptderheutigen
MieterZeitung mehrfach geändert, zu-
letzt wurde die Online-MieterZeitung
eingeführt. Auch bei dieser Neuentwick-
lung sprach Bernd Bohlen natürlich ein
gewichtiges Wort mit. Sein Ziel war es
immer, die Zeitung noch besser zu ma-
chen.
Nach29 Jahren, 200MieterZeitungs-Aus-
gaben mit einer Gesamtauflage von über
100 Millionen Zeitungen sagen wir:
TschüssBernd,mach es gut unddanke!

BBeerrnndd  BBoohhlleenn PPiiaa  BBeehhrreennddtt
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Intern

Die Wohnung hat Mängel, die Be-
triebskostenabrechnung ist fehler-
haft, die Mieterhöhung ungerecht-

fertigt? Was kann und darf der Mieter tun?
Antworten auf diese und viele andere Fra-
gen gibt das neu erschienene Mieter-
Handbuch, das Ulrich Ropertz, Geschäfts-
führer des Deutschen Mieterbundes, ge-
meinsam mit der Verbraucherzentrale er-
stellt hat. 
Es bietet auf 140 Seiten plus rund 100 Sei-
ten mit Vordrucken praktischen Rat und
wirksame Hilfe für Mieter: Im ersten Teil
werden Fragen und Probleme des Miet-
rechts erklärt, geordnet nach zentralen
Themen wie Mietvertrag, Kaution, Kündi-
gung, Mieterhöhung, Modernisierung
oder Kleinreparaturen. 
Im zweiten Teil findet sich ein „Werkzeug-
kasten“ mit verschiedenen Vorlagen, Ver-
tragsmustern mit Erläuterungen, Checklis-
ten, Mustervereinbarungen und -formulie-
rungen, die herausgetrennt, abgeheftet
oder direkt ausgefüllt und verschickt wer-
den können. So kann der Mieter etwa seine
Betriebskostenabrechnung Punkt für
Punkt durchgehen und nach etwaigen
Fehlern suchen. Auch die Wohnungsüber-
gabe beim Auszug ist mit dem entspre-
chenden Protokoll schnell abgehakt.
Das Handbuch ist ab sofort beim Deut-
schen Mieterbund, Littenstraße 10, 10179
Berlin, bei den örtlichen Mietervereinen
sowie im Buchhandel erhältlich, es kostet
14,90 Euro. 

Hilfe für Mieter 
in BuchformPia Behrendt war 23 Jahre beim Deutschen

Mieterbund als Sekretärin und Assistentin
beschäftigt und die letzten 17 Jahre in ers-
ter Linie für die Wechselseiten der Mieter-
Zeitung zuständig. 2001, als der Mieter-
bund seine Geschäftsstelle von Köln nach
Berlin verlegte, machte sie den Umzug
nicht mit. Sie arbeitete von einem Heimar-
beitsplatz aus, von Erftstadt/nahe Köln,
bei Bernd Bohlen. Sie erinnerte und mahn-
te die Redakteure der Wechselseiten, die
Texte zu liefern, sie redigierte, kürzte und
kontrollierte. Heute erscheint die Mieter-
Zeitung mit 38 Regional- und Lokalausga-
ben, alle zwei Monate werden zwischen 70
und 90 Lokalseiten produziert.
Tschüss Pia, mach es gut und danke!

Und herzlich willkommen Grit Gern-
hardt! Die 39-jährige Journalistin ist die
neue Redakteurin der MieterZeitung.
Schon an der Oktober-Ausgabe hat sie
mitgeschrieben, die Artikel in dieser
Ausgabe stammen überwiegend von ihr
und sie ist auch für die Wechselseiten
verantwortlich. Viel Erfolg!

Umbruch bei der 
MieterZeitung
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Tausende protestieren bei der 
Mieterdemo in Frankfurt 

Nachrichten

Leben in der Stadt wird vielen zu teuer
� Viele Bürger mit Durchschnittseinkommen können sich ein Leben in der Stadt nicht
mehr leisten. Laut der Studie „Wohntrends 2035“ des Bundesverbandes deutscher
Wohnungs- und Immobilienunternehmen wollen die Bundesbürger gern in großen
Wohnungen leben, müssen aber oft eine geringere Wohnfläche in Kauf nehmen, weil
die Mietpreise steigen. Auf die Frage, welche Einschränkungen sie am ehesten in Kauf
nehmen würden, gaben 44 Prozent der Befragten „eine geringere Wohnfläche“ an.
Wegziehen aus zentraler Lage würden 37 Prozent, 19 Prozent würden eine schlechtere
Ausstattung akzeptieren. 

In Frankfurt am
Main haben am
20. Oktober meh-

rere tausend Men-
schen gegen hohe
Mieten und Woh-
nungsmangel de-
monstriert. „Woh-
nungspolitik muss
wieder Sozialpolitik
sein. Derzeit ist sie Wirtschaftspolitik“, sag-
te Versammlungsleiterin Annette Wipper-
mann vom Paritätischen Wohlfahrtsver-
band Hessen. Im Bündnis „Mietenwahn-
sinn Hessen“, das zu der Demonstration

aufgerufen hatte,
haben sich mehr
als 30 Initiativen
zusammengeschlos-
sen. Auf Plakaten
und Transparenten
standen Slogans
wie „Stadt für Alle“,
„Keine Profite mit
der Miete“ oder

„Miethaie zu Fischstäbchen“. Die Mieten
in Frankfurt liegen inzwischen bei rund 13
bis 15 Euro Kaltmiete pro Quadratmeter
und zählen damit zu den höchsten in ganz
Deutschland.

DMB-Bundesdirektor neuer 
Verwaltungsratschef des vzbv
� Lukas Siebenkotten (Foto oben), Di-
rektor des Deutschen Mieterbundes,
wurde am 14. November 2018 vom Ver-
waltungsrat des Verbraucherzentrale
Bundesverbands zu dessen Vorsitzen-
dem gewählt. „Verbraucherpolitische
Themen müssen wieder mehr in den poli-
tischen Fokus rücken“, sagte Siebenkot-
ten. „Zentral ist sicher die Frage nach
mehr bezahlbarem Wohnraum. Hier
müssen schnell Lösungen gefunden wer-
den.“

� Der rasante Anstieg der Mieten bringt
immer mehr Verbraucher in finanzielle
Bedrängnis. „Wohnen ist in deutschen
Großstädten in vielen Fällen zum Ar-
mutsrisiko, in jedem Fall zum Überschul-
dungsrisiko geworden“, heißt es im
„Schuldneratlas 2018“ der Wirtschafts-
auskunftei Creditreform. 2018 stieg die
Zahl der überschuldeten Menschen um
rund 19.000 auf über 6,9 Millionen. Ein
Grund sind die Preise auf dem Woh-
nungsmarkt: Vielen Menschen bleibt
nach der Mietzahlung kaum noch Geld
übrig.

Mietpreise als 
Überschuldungsrisiko

Andreas Scheuer
sorgt für Verwirrung
� Bundesverkehrsminister
Andreas Scheuer (CSU)
sorgte kürzlich mit dem Un-
fallverhütungsbericht sei-
nes Ministeriums für Ver-
wunderung. Darin finden
sich Vorschläge, wie für
noch mehr Verkehrssicher-
heit gesorgt werden soll. So heißt es: „Für ältere Fußgänger/innen
werden Maßnahmen angeraten, die vor allem die physischen Vo-
raussetzungen für sicheres Queren trainieren bzw. aufrechterhal-
ten.“ Übersetzt: Senioren sollen üben, schneller die Straße zu que-
ren. Wie sich Scheuer das vorstellt, hat er allerdings nicht verraten.

Thomas Allofs erhöht Miete um rund 70 Prozent
� Ex-Fußballprofi Thomas Al-
lofs (58) liegt mit seinem Mieter,
einem 44-jährigen Busfahrer,
im Clinch. Grund: Der Mieter
will die drastische Mieterhö-
hung nicht zahlen. Der Mieter
wohnt seit 2002 in der 78 Qua-
dratmeter großen Wohnung. Als
Thomas Allofs und seine Ehe-
frau die Wohnung in Düsseldorf
kauften, erhöhten sie die Miete
zunächst von 350 auf 516 Euro
und dann auf 593,40 Euro. Rund
70 Prozent in zwei Jahren.
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Nachrichten

� Laut den Ergebnissen des Wohngip-
fels will die Große Koalition erstens ge-
setzliche Kriterien für qualifizierte Miet-
spiegel erarbeiten und zweitens den Be-
trachtungszeitraum für Mietspiegel von
vier auf sechs Jahre verlängern. Doch die
Umsetzung dauert noch, wie die Ant-
wort der Regierung auf eine kleine An-
frage zeigt. Demnach sollen Vorschläge
zur Qualifizierung der Mietspiegel in der
ersten Jahreshälfte 2019 vorgelegt wer-
den, solche zur Verlängerung des Be-
trachtungszeitraums „demnächst“.

� 324 und damit rund ein Drittel der
Grundversorger erhöhen zum Jahres-
wechsel 2018/2019 den Strompreis oder
haben dies bereits getan. Im Schnitt be-
tragen die Preiserhöhungen 5,1 Prozent
und betreffen rund 3,3 Millionen Haus-
halte, wie eine Untersuchung des Inter-
netvergleichsportals Check24 zeigt. Für
einen Vierpersonenhaushalt mit einem
Verbrauch von 5.000 Kilowattstunden
bedeutet das Zusatzkosten von 76 Euro
pro Jahr. Im kommenden Jahr müssten
sich Verbraucher zudem auf weitere
Steigerungen einstellen, so Check24.
Das liege vor allem an den seit Jahresbe-
ginn steigenden Einkaufspreisen. 
Auch der Gaspreis erhöht sich bei fast je-
dem dritten Grundversorger. 216 Versor-
ger erhöhen die Preise demnach um
durchschnittlich 8,3 Prozent – das be-
trifft rund 1,7 Millionen Haushalte. Für
eine Familie mit einem Verbrauch von
20.000 Kilowattstunden kommen Mehr-
kosten von 111 Euro im Jahr zusammen.

Strom und Gas kosten mehr

� Bundesbildungsministerin Anja Kar-
liczek (CSU) plant, wegen steigender
Wohnkosten den Wohnzuschlag für
nicht bei den Eltern wohnende Bafög-
Geförderte im kommenden Jahr von 250
auf 325 Euro anzuheben. Der Höchstsatz
der Gesamtförderung soll von 735 auf 850
Euro monatlich steigen. Karliczek sagte,
damit packe man Probleme an, die die
Studierenden am meisten drücken: „die
vielerorts überproportional gestiegenen
Mieten und zu geringe Freibeträge, die
viele vom BAföG ausschließen.“

Höheres BAföG wegen 
höherer Mieten

� Die Miete drückt über eine Million Haushalte in Deutschland unter Hartz-IV-
Niveau. Wie aus einer Untersuchung des Sozialverbands Deutschland hervorgeht,
geben Ärmere zudem prozentual deutlich mehr für Wohnen aus als Reichere. Die
Hälfte der Miethaushalte in Deutschland wendet mindestens 29 Prozent des Netto-
einkommens für die Bruttokaltmiete auf. Bei Geringverdienern mit unter 1.300 Euro
Haushaltseinkommen liegt der Anteil sogar bei 46 Prozent. Wer über 4.500 Euro im
Monat zur Verfügung hat, gibt nur 17 Prozent für Wohnen aus. Jeder vierte Haushalt
lebt zudem auf zu engem Raum, weil das Geld nicht für mehr Quadratmeter reicht.

Hälfte der Miethaushalte gibt mindestens 29 Prozent für Wohnen aus 

Wem gehören die Städte?

Das Recherchebüro Correctiv hat
zusammen mit regionalen Zei-
tungen Mieter aufgefordert, he-

rauszufinden, wem ihr Haus oder ihre
Wohnung gehören. Das kann der Mie-
ter mit Hilfe einer Anfrage beim Grund-
buchamt klären. Herausgefunden wer-
den soll, welche Firmen in die Woh-
nungsmärkte investieren. Die Aktion
ist in Hamburg, Düsseldorf und Berlin
angelaufen, weitere sollen folgen. 
Der Eigentümerverband Haus & Grund
versucht nun in Berlin, das Vorhaben

zu torpedieren. Mit einer Anzeige bei
der Datenschutzbeauftragten will er
die Aktion verhindern, zudem fordert
er Haus- und Wohnungseigentümer
auf, ein Auskunftsersuchen laut der
Datenschutzgrundverordnung an den
„Tagesspiegel“ zu stellen. 
Für Hamburg liegt nach einem Jahr ei-
ne erste Auswertung vor. Ergebnisse
finden sich unter 
www.correctiv.org/top-
stories/2018/11/23/wem-gehoert-
hamburg/

Katarina Barley zieht es nach Europa
� Katarina Barley, seit März 2018 Bundesministerin der Justiz und
für Verbraucherschutz, wird Spitzenkandidatin der Sozialdemokra-
ten bei der Europawahl 2019. Die 49-jährige Politikerin tritt damit die
Nachfolge des vor fünf Jah-
ren erfolgreichen Kandida-
ten Martin Schulz an. Bar-
ley ist Europäerin durch
und durch. Geboren in Köln
als Tochter eines britischen
Redakteurs der Deutschen
Welle und einer deutschen
Ärztin, studierte sie Jura so-
wohl in Marburg als auch in
Paris. 

Journalisten in der Politik
� Statt über Politik zu schreiben, will
Focus-Gründer Helmut Markwort nun
selbst Politik machen. Im Oktober ist er
für die FDP in den bayerischen Landtag
eingezogen. Als Alterspräsident –
Markwort ist 81 Jahre alt – eröffnete er
die konstituierende Sitzung, auf der die
ehemalige bayerische Bauministerin Il-
se Aigner zur Landtagspräsidentin ge-
wählt wurde. Bernd Buchholz, der als
früherer Vorstandsvorsitzender des Hamburger Zeitschriftenhau-
ses Gruner + Jahr im Bereich Journalismus tätig war, bekleidet seit
Juni 2017 den Ministerposten für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Tech-
nologie und Tourismus des Landes Schleswig-Holstein. 

Kein konkreter Termin für neue
Mietspiegelkriterien
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Protest vor dem Kölner Dom
gegen die Wohnungsnot

Wer zwischen dem 13. und dem 18.
November den Kölner Dom be-
suchte, wunderte sich über das

auf dem Vorplatz aufgebaute Zwölf-Qua-
dratmeter-Zimmer mit täglich wechseln-
der Einrichtung. Die Aktion der Caritas
sollte auf die verheerende Entwicklung
am Wohnungsmarkt und die besondere
Not von Obdachlosen aufmerksam ma-
chen. „Bezahlbarer Wohnraum ist für vie-

le Menschen Mangelware“, sagte der Köl-
ner Diözesan-Caritasdirektor Frank Joh.
Hensel. In Großstädten müssten zwei von
fünf Haushalten ein Drittel des Nettoein-
kommens für die Kaltmiete ausgeben.
Wohnen sei damit ein Armutsrisiko: „Das
gefährdet nicht nur die persönliche Le-
benssituation, auch der Zusammenhalt
wird geschwächt.“ Im schlimmsten Fall
landeten Menschen auf der Straße.

Bund soll schneller gegen Wohnungsnot vorgehen
� Der Deutsche Städtetag fordert vom Bund mehr Tempo beim Einsatz gegen Woh-
nungsmangel. Vor allem die geplante Grundgesetzänderung zum sozialen Woh-
nungsbau müsse schnell verabschiedet werden. Sie soll dafür sorgen, dass die Bun-
desmittel für den sozialen Wohnungsbau auch nach 2019 an die Länder fließen kön-
nen, sagte der Präsident des Städtetags. Der Bund müsse zudem sein finanzielles En-
gagement dauerhaft und mindestens auf dem heutigen Niveau fortsetzen, da Kommu-
nen, Bau- und Wohnungswirtschaft Planungssicherheit benötigten.

WWeeiihhbbiisscchhooff  AAnnssggaarr  PPuuffff  ((ll..))  uunndd  AAnnddrreeaass  SSeellllnneerr,,  LLeeiitteerr  GGeeffäähhrrddeetteennhhiillffee  iimm  KKööllnneerr  
DDiiöözzeessaann--CCaarriittaassvveerrbbaanndd  ((QQuueellllee::  DDiiCCVV//MMaarrccoo  EEsscchheennbbaacchh))

� Der Neubau in Deutschland kommt laut
dem Statistischen Bundesamt in
Schwung. Von Januar bis August 2018
wurden 204.100 neue Wohnungen geneh-
migt – 2,5 Prozent mehr als im Vorjahres-
zeitraum. Vor allem in Mehrfamilienhäu-
sern wurden mehr Wohnungen bewilligt
(plus 7,7 Prozent). Die Zahl der Genehmi-
gungen bei Ein- und Zweifamilienhäu-
sern sank dagegen um 1,2 beziehungswei-
se 3,8 Prozent. Bremsende Faktoren sind
steigende Baupreise, der Mangel an
Handwerkern und knappes Bauland.

Baugenehmigungen

Baupreise steigen weiter
�Die Preise für den Neubau konventionell
gefertigter Wohngebäude in Deutschland
stiegen im August 2018 gegenüber August
2017 um 4,6 Prozent. Wie das Statistische
Bundesamt mitteilte, ist das der stärkste
Anstieg der Baupreise gegenüber dem
Vorjahr seit November 2007. Die Preise für
Rohbauarbeiten stiegen um 5,8 Prozent,
für Ausbauarbeiten um 3,9 Prozent.
Auch Instandhaltungsarbeiten waren um
4,1 Prozent höher.

Mittel für sozialen Wohnungsbau
und Baukindergeld 
� Der Haushalt des Bundesinnenministe-
riums, bei dem auch die Themen Bauen
und Wohnen angesiedelt sind, wird ein
Gesamtvolumen von rund 15,8 Milliarden
Euro haben. Wie auf dem Wohngipfel im
September vereinbart, werden den Län-
dern 1,5 Milliarden Euro für den sozialen
Wohnungsbau bereitgestellt. Für die
Städtebauförderung stehen 790 Millionen
Euro bereit. Auch die Mittel für das Bau-
kindergeld stehen zur Verfügung.

„Großvermieter
und Spekulanten
missbrauchen ihr
Eigentum”
� Günter Wallraff
bringt es auf den
Punkt. Nach monate-
langen Recherchen in
der Immobilienbran-
che steht für ihn fest:

„Großvermieter und Spekulanten missbrauchen ihr Eigentum im-
mer häufiger als Gelddruckmaschine.“ Monatelang recherchier-
ten seine Reporter undercover in der Immobilienbranche, um he-
rauszufinden, wie manche Großvermieter mit ihren Mietern um-
gehen. Mitarbeiter des Teams Wallraff haben beim Immobilien-

riesen Vonovia in Dortmund und Witten nachgeforscht und als
Makler einer großen Münchener Immobilienfirma gearbeitet. In
einem Gebäudekomplex der Deutschen Wohnen in Berlin-Kreuz-
berg fanden sie ekelerregende Zustände in den Keller- und Müll-
räumen vor. Fazit: „Wer Wohnungen vermietet, darf fast alles –
und wer sein Dach über dem Kopf behalten will, muss sich fast al-
les gefallen lassen“, so das erschreckende Resümee der jüngsten
Enthüllungsstaffel bei RTL.

Ist Horst Seehofer überfordert?
� Die Opposition im Bundestag wirftHorst Seehofer (CSU) vor, we-
sentliche Teile seines für Inneres, Bau und Heimat zuständigen
Bundesministeriums zu vernachlässigen. So sagte der FDP-Innen-
politiker Stephan Thomae der „Augsburger Allgemeinen“: „Wäh-
rend wichtige Themen wie die Wohnungsnot auf der Strecke blei-
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Klimaneutrale Gebäude 
dringend notwendig

Für das Modell-Projekt „Housing
First“ („Zuerst ein Zuhause“) in
Berlin stehen die ersten drei Woh-

nungen bereit. Rund 80 Obdachlose
sollen in Berlin unkompliziert eine
Wohnung bekommen. Bislang müssen
sie dafür erst Schulden oder eine Sucht
in den Griff bekommen. Doch die Suche
nach Wohnungen für das Projekt ist
schwierig, zudem wollen viele Vermie-
ter nicht an Obdachlose vermieten. Für
das Projekt sind bis Ende 2019 rund
775.000 Euro eingeplant.  In Berlin le-
ben zwischen 4.000 und 6.000 Men-
schen auf der Straße – Tendenz stei-
gend.

Erste Wohnungen für 
„Housing First“ gefunden

Nachdem es lange Streit zwischen
dem Berliner Senat und der Ver-
kehrsgesellschaft BVG gab, sind

seit dem 23. November nun doch nachts
die U-Bahnhöfe Moritzplatz und Lich-
tenberg für Obdachlose geöffnet. Be-
dingung der BVG war, dass der Senat
für Sanitäranlagen und Aufsichtsper-
sonal sorgt. Der Winter ist für Obdach-
lose besonders gefährlich: Seit Anfang
Oktober sind in Deutschland bereits
drei Menschen erfroren. In vielen Groß-
städten fahren seit Anfang November
Kältebusse, die Obdachlose zu sicheren
Schlafplätzen bringen. Auch die Not-
unterkünfte sind geöffnet.

BVG öffnet zwei Bahnhöfe 
für Obdachlose

� Derzeit liegt das Thema Bauen und Wohnen auf Bundesebene in der Hand von
Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) und seines Ministeriums. Der bau-
und wohnungspolitische Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion, Daniel Föst,
forderte nun die Bundesregierung auf, ein eigenes, leistungsstarkes Infrastruk-
turministerium aufzubauen, das sich um die Themen Bauen, Wohnen, Stadtent-
wicklung, Mobilität und ländlicher Raum kümmern soll.

FDP fordert Infrastrukturministerium

� Um die Klimaschutzziele des Pariser Ab-
kommens zu erreichen, wollte die Bundes-
regierung die Treibhausgasemissionen
Deutschlands bis 2020 um mindestens 40
Prozent gegenüber 1990 reduzieren, bis
2030 um 55 Prozent. Laut dem Klima-
schutzbericht 2018 konnten die Emissio-
nen bis 2017 aber nur um 27,7 Prozent ge-
senkt werden; bis 2020 rechnet die Bundes-
regierung mit 32 Prozent. 
Dabei könnte einiges für mehr Klimaschutz
getan werden, wie der Klimaschutzplan der
Klima-Allianz Deutschland – einem Bünd-
nis von über 100 zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen wie dem Deutschen Mieter-
bund, Naturschutz- und Verbraucherver-
bänden – zeigt. Im Bereich Bauen und Woh-
nen lautet die Kernforderung, energetische
Sanierungen schneller und effektiver vo-
ranzutreiben. Um die Ziele des Klimaab-
kommens zu erreichen, müsse der gesamte
Gebäudebestand auf Bundesebene bis 2050
klimaneutral sein, heißt es. Dafür müsse
mehr saniert werden, dafür wiederum wür-
den mehr und gut ausgebildete Handwer-
ker benötigt. Zudem müssten Bauteile
nachhaltiger und ökologischer werden.

ben, befasst sich der Minister stattdessen mit Rückführungsabkom-
men, die in der Praxis wirkungslos sind.“ Der stellvertretende Grü-
nen-Fraktionschef Konstantin von Notzwarf Seehofer vor, mit sei-
nem Superministerium überfordert zu sein.

Sun Jensch zum ZIA Zentraler Immobilienausschuss
� Sun Jensch (Foto), bisher Bun-
desgeschäftsführerin des IVD Im-
mobilienverbandes Deutschland,
wechselt zum ZIA Zentraler Immo-
bilienausschuss. Sie bekleidet dort
den Posten der dritten Geschäfts-
führerin und wird die Leitung des
Verbandes gemeinsam mit Klaus-
Peter Hesse und Gero Gosslar über-

nehmen. In Jenschs Fußstapfen beim IVD trittCarolin Hegenbarth
(54), die bisherige Geschäftsführerin des IVD Region Nord. Hegen-
barth ist schon seit 14 Jahren im IVD tätig.

Der Bundespräsident sucht
ein Ausweichquartier
� Auch Prominente müssen schon
mal umziehen, wenn eine Renovie-
rung ansteht. Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier muss wegen
dringender Sanierungsarbeiten sei-
nen Berliner Amtssitz Schloss Belle-
vue und auch das Bundespräsidialamt räumen. Einem Bericht in der
„Augsburger Allgemeinen“ zufolge wird nach einem Ausweich-
quartier für Steinmeier und seine 180 Mitarbeiter gesucht.



Die meisten Menschen wollen auch
im Alter in der eigenen Wohnung
bleiben, um dort möglichst selbst-

ständig zu leben. Doch was wenn die Tür-
schwellen zu hoch, die Korridore zu
schmal und die Hausflure zu dunkel
sind? Wenn die Wohnungstür nur mit
viel Kraft aufgeht, der Balkon über eine
Schwelle zu erreichen ist und es immer
schwerer fällt, in Dusche oder Badewan-
ne einzusteigen? Damit das Leben im ei-
genen Zuhause trotz körperlicher Ein-
schränkungen weitergehen kann, müs-
sen Wohnungen und Eigenheime so um-
gebaut werden, dass sie mit Rollstuhl
oder Rollator genutzt werden können
und dass Körperpflege, Küchenbenut-
zung oder das Entspannen auf dem Bal-
kon weiter möglich sind.
Das Thema drängt, denn die Bundesbür-
ger werden immer älter: Derzeit sind
rund 17,5 Millionen über 65 Jahre alt – 22
Prozent der Bevölkerung. 2030 werden es
rund 28 Prozent sein. Über vier Millionen
Menschen sind pflegebedürftig, zwei
Drittel von ihnen werden von Angehöri-
gen oder Pflegediens-
ten zu Hause versorgt.
Dafür braucht man ge-
eigneten Wohnraum.
Das Beratungsinstitut
Prognos schätzt, dass
bis 2030 rund drei Mil-
lionen altersgerechte
Wohnungen gebraucht
werden, 2013 gab es
gerade einmal 700.000. Neuere Zahlen
liegen nicht vor, wie die Bundesregie-
rung jetzt auf Anfrage der FDP zugeben
musste – im laufenden Jahr soll das Sta-
tistische Bundesamt aber erstmals Daten
erheben.
Tatsächlich ist der Umbau beziehungs-
weise der Neubau nach barrierefreien
Kriterien keineswegs nur für alte Men-
schen wichtig, sondern auch für andere
körperlich oder geistig beeinträchtigte
Menschen eine Grundvoraussetzung,
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um allein oder mit wenig Hilfe leben zu
können. Von Rampen, Fahrstühlen, brei-
ten Laufwegen und gut zu erreichenden
Sitzbänken profitieren auch Familien mit
Kinderwagen oder Fahrradanhängern;
der nächtliche Nachhauseweg wird
durch gute Beleuchtung und rutschfeste
Bodenbeläge für alle Anwohner sicherer.
Doch allein in Berlin fehlen laut einer
Studie von 2016 rund 110.000 altersge-
rechte und barrierefreie Wohnungen
mitsamt ebensolchem Umfeld. 

Das kann Lars Hemme von der Ergänzen-
den unabhängigen Teilhabeberatung
des Sozialverbandes VdK Berlin-Bran-
denburg bestätigen: Für Menschen mit
Behinderungen und altersbedingten Ein-
schränkungen sei auf dem angespann-
ten Mietmarkt viel zu wenig Wohnraum
vorhanden und wenn, sei er zu teuer. „Es
ist immer noch so, dass Menschen mit Be-
hinderung meist von Grundsicherung le-
ben und kein riesiges Budget zur Verfü-
gung haben.“ Viele müssten deshalb in
die Außenbezirke ziehen. „Bei Neubau
sind Bauherren zwar verpflichtet, eine
gewisse Prozentzahl an barrierefreien
Wohnungen einzuplanen. Sie sind aller-
dings nicht verpflichtet, diese zu Sozial-
wohnungspreisen anzubieten“, so Hem-
me weiter. Obwohl Menschen mit Behin-
derung von den Sozialbehörden etwas
teurere Wohnungen bezahlt bekämen
als andere Anspruchsberechtigte, reich-
ten die Zuschüsse nicht aus. Immer wie-
der bekomme er Anfragen zur Woh-
nungssuche und zur Finanzierung. 
Solche Anfragen häufen sich auch bei

der Beratungsstelle für
technische Hilfen und
Wohnraumanpassung
beim VdK. Zwischen fünf
und acht Gesuche bekom-
me sie im Monat, sagt Mit-
arbeiterin Christine
Gaszczyk – auch von au-
ßerhalb Berlins. Meist
könne sie aber nur bera-

ten und beim Ausfüllen des Antrags für
einen Wohnberechtigungsschein helfen:
„Seit ich in dieser Stelle bin, hat es nie ein
ausreichendes Angebot an barrierear-
men oder -freien Wohnungen gegeben“,
sagt Gaszczyk, die seit 17 Jahren in der
Beratungsstelle arbeitet. Die Anlaufstelle
beim Landesamt für Gesundheit und So-
ziales, die Menschen früher bei der
Wohnraumsuche geholfen hat, existiere
leider nicht mehr, bedauert sie. „Denn
das ist auch ein großes Problem für Men-

Wohnen ohne Barrieren
Damit man eine Wohnung auch im Alter oder mit körperlichen Einschränkungen

nutzen kann, muss sie barrierearm sein. Doch wer eine solche Unterkunft sucht, steht
schnell vor großen Problemen. Auch bei Um- und Neubau ist einiges zu beachten

bleibt oft ein 
Wunschtraum
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ohne Sonderausstattung. Und was, wenn
man durch einen Unfall oder eine Krank-
heit sofort auf eine barrierefreie Umge-
bung angewiesen ist? Dann wird es noch
komplizierter, weiß Christine Gaszczyk
aus ihrem Beratungsalltag: „Zurzeit be-
gleite ich einen jungen Mann, der so in ei-
ner Seniorenwohnanlage am Stadtrand
gelandet ist – sonst hätte er in ein Heim
gemusst.“ Aus einer Klinik oder Reha-
Einrichtung, in der man nicht auf Dauer
bleiben könne, direkt in eine barriere-
freie Wohnung zu ziehen, sei extrem
schwierig. 
Immer wieder kommen Betroffene und
Helfer an den Punkt, an dem es nicht wei-
tergeht – weil nicht genug alters- und be-
hindertengerechter Wohnraum vorhan-
den ist. Für Immobilieninvestoren ist
Barrierefreiheit kein wichtiges Kriteri-
um, sie wollen auf dem knapp geworde-
nen Baugrund vor allem in Großstädten

lieber möglichst viele renditeverspre-
chende Apartments planen, in denen
kein Zentimeter für Bewegungsfreiheit
verschenkt wird. Zumal bei einem Um-
oder Neubau etliche Kriterien einzuhal-
ten sind, damit er nicht nur als barriere-
arm, sondern als barrierefrei gilt. Für öf-
fentliche Gebäude, Wohnhäuser und den
öffentlichen Verkehrsraum sind diese in
der DIN 18040 geregelt. Von der Höhe der
Steckdosen an der Wand über Türbrei-
ten, die Leuchtstärke der Lampen im
Hausflur, den Neigungswinkel von Ram-
pen bis hin zum Einbau von Notrufsyste-
men ist alles aufgeführt. Die Norm ist al-
lerdings nicht verbindlich. Da die Bun-
desländer gesetzliche Vorgaben für Neu-
bauten in ihren jeweiligen Bauordnun-
gen festlegen, existiert ein bundesweiter
Flickenteppich an Regelungen. Fest
steht aber, dass ein Umbau im Regelfall
teuer wird.
Mieter und Eigenheimbesitzer haben des-
halb die Möglichkeit, staatliche Förde-
rung zu beantragen. Die bundeseigene
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)
vergibt Investitionszuschüsse und Kredi-
te für altersgerechte Wohnungen sowie
für Maßnahmen zur Einbruchsverhinde-
rung. Der Bundeshaushalt sieht für das
KfW-Programm 455 im laufenden Jahr 75
Millionen Euro vor. Die Mittel sollen bis
2021 auf dem gleichen Niveau bleiben,
obwohl das Geld aufgrund der Nachfrage
in den vergangenen beiden Jahren nur bis
zum Anfang des dritten Quartals reichte. 
Zwischen Oktober 2010 und Dezember
2017 wurden mit den KfW-Zuschüssen
rund 200.000 Wohnungen gefördert.
Wer den Zuschuss in Höhe von maximal
zehn Prozent der förderfähigen Investiti-
onskosten von höchstens 50.000 Euro
pro Wohneinheit nutzen will, sollte sich
das aber vor Baubeginn überlegen, die
Anfrage muss vorher gestellt werden.
Auch einen Kredit bietet die KfW an, auf-
genommen werden können maximal
50.000 Euro mit 0,74 Prozent effektivem
Jahreszins. 
Teilweise übernehmen auch die Kran-
ken- oder Pflegekassen Kosten für Um-
bau oder Hilfsmittel. Bei entsprechenden
Voraussetzungen können Badewannen-
lift, Pflegebett, Gehhilfe, Hausnotrufsys-
tem oder Hygieneartikel beantragt wer-
den. Auch Baumaßnahmen, Möbelum-
bauten und ein Umzug werden bezu-
schusst. Bis zu 4.000 Euro sind möglich,

Im Blickpunkt
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schen mit Behinderung und ältere Men-
schen: die Suche an sich und  Besichti-
gungstermine.“ Nicht alle benötigten zu-
dem gleich eine komplett barrierefreie
Wohnung. Oft reiche ein Fahrstuhl oder
eine umgebaute Dusche, aber die Suche
nach einer so ausgestatteten Wohnung
schafften Ältere kaum allein. Viele gin-
gen einfach nicht mehr aus dem Haus,
weil sie die Stufen nicht schafften oder
vernachlässigten notgedrungen die Kör-
perpflege, weil sie die Badewanne nicht
nutzen könnten. 
Nun könnte man sagen, dass alle irgend-
wann älter werden und sich deshalb
schon eher eine angemessene Wohnung
suchen müssten. Doch wer will mit Mitte
40 schon an Treppenlifte, abgesenkte
Türschwellen oder Sitzduschen denken?
Ganz zu schweigen davon, wie schwer es
in Ballungsräumen ist, überhaupt eine
bezahlbare Wohnung zu finden – auch
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der Antrag muss vor dem Umbau gestellt
werden, die Höhe ist zudem vom Ein-
kommen abhängig. Als letzte Möglich-
keit bleibt noch der Gang zum Sozialamt.
Das zahlt für Um- und Ausbauten aber
nur, wenn keine andere Stelle die Kosten
übernimmt. Für Betroffene bedeutet das
oft monatelange Wartezeiten und ner-
venaufreibenden Papierkrieg. 
Mieter stehen zudem noch vor ganz an-
deren Problemen: Da ihnen die Woh-
nung nicht gehört, muss der Vermieter
einem alters- oder behindertengerechten
Umbau zustimmen. Zwar kann der Mie-
ter nach Paragraph 554a des Bürgerli-
chen Gesetzbuches diese Zustimmung
verlangen. Dafür muss er nachweisen,
dass er auf eine behindertengerechte
Wohnung mit einem ebensolchen Zu-
gang  angewiesen ist. Der Vermieter kann
das Ansinnen allerdings ablehnen, wenn
Gebäude und Wohnung durch einen Um-
bau im Wert gemindert oder die Interes-
sen anderer Mieter beeinträchtigt wür-

den. Dann kann der Mieter klagen, um
seine Umbaupläne durchzusetzen. Das
verschlechtert aber meist das Verhältnis
zum Vermieter und sollte nur der letzte
Ausweg sein.
Stimmt der Vermieter zu, kann er vom
Wohnungsnutzer eine Sonderkaution
verlangen – als Sicherheit, dass die Woh-
nung beim Auszug wieder in den Ur-
sprungszustand versetzt wird. Ein späte-
rer Rückbau verursacht für den Mieter,
der ja bereits den Umbau bezahlt hat, al-
lerdings wieder hohe Kosten. Kann man
den Vermieter dagegen überzeugen,
dass eine Umbaumaßnahme den Wie-
dervermietungswert sogar noch steigert,
ist er vielleicht bereit, auf den Rückbau
zu verzichten. 
Eine zweite Möglichkeit ist es, sich mit
dem Wohnungseigentümer auf eine Mo-
dernisierung zu einigen. Dann finanziert
der Vermieter den Umbau, kann die Kos-
ten aber auf die Miete umlegen: Elf Pro-
zent der Aufwendungen sind derzeit pro

Jahr umlagefähig – und das auf unbe-
grenzte Zeit. Nach den Plänen der Bun-
desregierung soll die Höhe der Moderni-
sierungsumlage künftig bei acht Prozent
und drei Euro je Quadratmeter gedeckelt
sein, aber auch das führt, besonders bei
einer großen Wohnung, zu einer deutli-
chen Mietsteigerung. In jedem Fall rät
der Mieterbund, Umbauvereinbarungen
schriftlich festzuhalten, damit später kei-
ne bösen Überraschungen drohen. 
Für viele Menschen gibt es aber keine Al-
ternative zum Umbau. Denn nicht nur fi-
nanziell ist es meist eine große Erleichte-
rung, trotz Alter oder Behinderung im ei-
genen Zuhause zu bleiben – Heimplätze
kosten oft ein Vielfaches der Miete –, das
Zuhause hat für die meisten Menschen
zudem einen hohen emotionalen Wert.
Ein gewohntes Umfeld, hilfsbereite
Nachbarn und regelmäßige Abläufe kön-
nen die Lebensqualität auch im Alter und
mit körperlichen Einschränkungen lan-
ge erhalten.
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In Sachen Mieten und Wohnen ist ei-
niges in Bewegung. Das Mietrechts-
anpassungsgesetz und das Gesetz

zur steuerlichen Förderung des Miet-
wohnungsneubaus wurden im Bundes-
tag, im Rechtsausschuss und im Bun-
desrat debattiert, Experten kamen zu
Wort. In der ersten Bundestagsdebatte
zum Mietrechtsanpassungsgesetz, mit
dem eine Schärfung der Mietpreisbrem-
se und eine Begrenzung von Moderni-
sierungsmieterhöhungen geplant sind,
wurde deutlich, dass das Gesetz in der
Koalition umstritten ist. Justizministe-
rin Katarina Barley (SPD) sagte: „Ich
will nicht verhehlen, dass ich mir durch-
aus weitergehende Maßnahmen vor-
stellen kann.“ SPD-Chefin Andrea Nah-
les hatte kürzlich einen fünfjährigen
Mietenstopp in Gebieten mit ange-
spanntem Wohnungsmarkt gefordert.
Solche Vorschläge kritisierte die Union
als Torpedierung der Regierungsarbeit.

Über die Gesetzentwürfe hinausgehen
wollte sie zunächst nicht.
Das forderte aber die Opposition: Die
Linke will das Mietrechtsanpassungsge-
setz nachbessern. Ausnahmen bei der
Mietpreisbremse müssten gestrichen
werden, die Regelung solle entfristet
werden und bundesweit gelten. 
In der weiteren Debatte über Steuerer-
leichterungen für den Wohnungsneu-
bau betonten Koalitionspolitiker, dass
das Gesetz Neubau im mittleren Preis-
segment fördere. Das bestreitet die Op-
position: Ohne eine Mietdeckelung
bringe die Begrenzung der Baukosten
Mietern nichts, sagte Lisa Paus (Grüne). 

Bundesrat will deutliche 
Verbesserungen

Auch der Bundesrat hatte bereits am 19.
Oktober zu den Gesetzen Stellung ge-
nommen. So wollten die Bundesländer
wissen, wie sie Begründungen für eine

Mietrechtsänderungen
beschlossen

Der Bundestag
hat entschie-
den. Das

Mietrechtsanpas-
sungsgesetz ist be-
schlossen. Die Mie-
terinnen und Mieter
werden nun erle-
ben, was es ihnen
bringt. 
Es gab ein paar
Nachbesserungen
gegenüber dem Re-
gierungsentwurf. So
vor allem bei der Mo-

dernisierungsumlage. Die Absen-
kung von elf auf acht Prozent der auf
die Wohnungen entfallenden Kosten
gilt nun doch bundesweit. Es wird ei-
ne Kappungsgrenze eingeführt.
Liegt die Miete vor der Modernisie-
rung bei sieben Euro pro Quadratme-
ter oder darüber, darf die Mieterhö-
hung maximal drei Euro pro Qua-
dratmeter in sechs Jahren betragen,
liegt sie unter sieben Euro, sind es
zwei Euro. 
Das ist eine erkennbare Verbesse-
rung gegenüber dem Gesetzesent-
wurf, die die SPD innerhalb der Ko-
alition durchgesetzt hat, nachdem
der Deutsche Mieterbund und viele
Menschen ordentlich Druck ge-
macht haben. Sie reicht aber bei wei-
tem nicht aus. Auch zukünftig reißen
Mieterhöhungen tiefe Löcher ins
Portemonnaie der Mieter. Bei der
Mietpreisbremse ändert sich im End-
ergebnis zudem so gut wie nichts. Sie
wird auch zukünftig nur geringe
Wirkung entfalten. Die Mieten bei
Neuabschluss eines Mietvertrages
werden weiter kräftig steigen. 
Der notwendige große Wurf ist das
Gesetz wahrhaftig nicht. Für uns
heißt das: Wir schauen nach vorne.
Wir lassen nicht locker. Wir bleiben
am Ball. Wir starten neue Anläufe für
ein besseres Mietrecht. 
Ihnen, liebe Leserin, lieber Leser,
wünsche ich ein frohes Weihnachts-
fest und vor allen Dingen alles Gute
und Gesundheit im neuen Jahr.

LLuukkaass  SSiieebbeennkkootttteenn,,
DDiirreekkttoorr  ddeess  
DDeeuuttsscchheenn  

MMiieetteerrbbuunnddeess

Wir bleiben
am Ball

Kommentar

Nach heftiger Kritik an Gesetzesvorhaben – 
Änderungen in letzter Sekunde

LLäännggsstt  iisstt  ddiiee
WWoohhnnuunnggss--

ppoolliittiikk  zzuu
eeiinneemm  ddeerr

ddrräännggeennddss--
tteenn  PPrroobbllee--
mmee  ggeewwoorr--

ddeenn..  DDaassss  ddiiee
RReeggiieerruunngg
ttrroottzzddeemm

nniicchhtt  ggeennuugg
ffüürr  bbeezzaahhll--

bbaarreenn  WWoohhnn--
rraauumm  ttuutt,,

wwiirrdd  nniicchhtt
nnuurr  aauuff  DDee--
mmoonnssttrraattiioo--

nneenn  vvoonn  MMiiee--
tteerriinniittiiaattiivveenn

ddeeuuttlliicchh,,
ssoonnddeerrnn

aauucchh  iinn  BBuunn--
ddeessttaagg  uunndd
BBuunnddeessrraatt
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Mietpreisbremse veröffentlichen müs-
sen. Für die Ermittlung der ortsüblichen
Vergleichsmiete solle zudem der Be-
trachtungszeitraum von vier auf acht
Jahre verlängert werden. Auch der Bun-
desrat will die Modernisierungsumlage
von elf auf acht Prozent senken. Darüber
hinaus forderte er aber, dass das bundes-
weit und unbefristet gilt. Geht es nach
den Ländern, soll zudem Paragraph 5 des
Wirtschaftsstrafgesetzes künftig mieter-
freundlicher werden. Derzeit könnten
Mieter kaum nachweisen, dass ihr Ver-
mieter ordnungswidrig handelt. In der
Stellungnahme zur steuerlichen Förde-
rung fordert der Bundesrat, die Mieten
der geförderten Objekte zu begrenzen. 
Angesichts der kritischen Stimmen ver-
wunderte es, dass Bauminister Horst
Seehofer im Bundestag von der „größ-
ten Wohnrauminitiative sprach, die es
je bei einer Bundesregierung gab“. Um
den Ländern beim sozialen Wohnungs-
bau finanziell zu helfen, soll zudem das
Grundgesetz geändert werdet. Dafür
sind allerdings zwei Drittel der Stimmen
in Bundestag und -rat nötig.

Anhörung mit 
Mietrechtsexperten

Um das Mietrechtsanpassungsgesetz zu
prüfen, wurden am 7. November Sach-
verständige aus Mieter- und Immobi-

lienverbänden sowie Wissenschaftler
und Juristen zur Anhörung geladen. Die
Einschätzungen fielen unterschiedlich
aus. Während die Immobilienwirtschaft
warnte, dass sie weitere Belastungen
nicht stemmen könne, bewertete DMB-
Direktor Lukas Siebenkotten die Ent-
würfe als nicht weitgehend genug: „Es
fehlt ein schlüssiges Gesamtkonzept,
wie die Mietpreisanstiege in bestehen-
den Mietverhältnissen und beim Ab-
schluss neuer Mietverträge wirkungs-
voll gestoppt werden können.“ Der Mie-
terbund fordert eine bundesweit und
unbefristet geltende Mietpreisbremse
ohne Ausnahmen und mit Sanktionen
für Vermieter, die sich nicht daran hal-
ten. Auch die Absenkung der Moderni-
sierungsumlage greife zu kurz. 

Änderungen in letzter Sekunde
Inzwischen hat sich die Regierung eini-
ge Kritikpunkte zu Herzen genommen
und will Modernisierungsmieterhöhun-
gen stärker begrenzen als zunächst ge-
plant. Auf Initiative der SPD vereinbarte
die Koalition Ende November im Rechts-
ausschuss, dass die Absenkung der Um-
lage von elf auf acht Prozent bundesweit
gelten soll. Die geplante Absenkung der
Kappungsgrenze auf drei Euro pro Qua-
dratmeter wurde noch differenziert:
Mieten, die unter sieben Euro pro Qua-
dratmeter liegen, soll der Eigentümer
nach der Modernisierung höchstens um
zwei Euro pro Quadratmeter anheben
dürfen. 
Bei der Mietpreisbremse dagegen setzte
sich die Union durch. Nach dem ur-
sprünglichen Entwurf sollte der Vermie-
ter bei Abschluss des Mietvertrages an-
geben müssen, ob er sich auf eine der
vielen Ausnahmen beruft. Ohne ent-
sprechende Hinweise sollte er nur die
ortsübliche Vergleichsmiete plus zehn
Prozent verlangen dürfen, keine höhe-
re, durch die Ausnahme begründete
Miete. Der im Rechtsausschuss gefunde-
ne Kompromiss weicht diese eindeutige
Regelung auf. Der Vermieter kann sei-
nen Hinweis auf eine Ausnahme von der
Mietpreisbremse nachholen. Dann darf
er auch die höhere Miete fordern, aber
erst nach zwei Jahren.
Das Mietrechtsanpassungsgesetz wurde
mit den Änderungen am 30. November
im Bundestag beschlossen. 

Die Bundesregierung hat eine große
Wohnraumoffensive angekündigt,
doch die Oppositionsfraktionen

Bündnis 90/Die Grünen und Linke wollen
sich darauf nicht verlassen. In ihrem An-
trag für eine Wohnraumoffensive (Druck-
sache 19/4549) fordern etwa die Grünen,
besonders Familien zu entlasten. Bezahl-
bare Mieten müssten gesichert, sozialer
Wohnungsbau gefördert und eine neue
Wohnungsgemeinnützigkeit auf den Weg
gebracht werden. Um starke Mietsteige-
rungen bei Neuvermietungen zu verhin-
dern, müsse die Mietpreisbremse ver-
schärft werden. Bestandsmieten sollen
vor Erhöhungen und Mieter vor „Heraus-
modernisierungen“ geschützt werden.
Auch fordern die Grünen ressourcenscho-
nenderes Bauen, barriereärmere Woh-
nungen sowie eine Investitionszulage für
Aus- und Umbauten. Weil es zu wenig
Baugrund gebe, müsse der Bund Grund-
stücke günstig an Kommunen oder Dritte
abgeben. Um ärmeren Familien das Woh-
nen zu erleichtern, fordern die Grünen ei-
ne Verdoppelung des Wohngeldes, das
zudem automatisch steigen soll, wenn die
Verbraucherpreise anziehen. 
Der Antrag der Linksfraktion (19/4829)
heißt kurz und knapp „Mieterhöhungs-
stopp jetzt“ und fordert die Bundesregie-
rung auf, „gesetzlich zu regeln, dass Miet-
erhöhungen ohne Wohnwertverbesse-
rung bei Bestandsmieten nur in Höhe des
Inflationsausgleichs zulässig sind“. Weil
auch die Bestandsmieten seit Jahren an-
stiegen, fänden bereits Durchschnittsver-
diener vielerorts kaum noch bezahlbaren
Wohnraum oder seien von Verdrängung
bedroht. 

Das fordert die
Opposition

Weil sie finden, dass auch
mit den geplanten Geset-
zesänderungen der Bun-
desregierung Mieter nicht

ausreichend geschützt
sind, legen die Oppositions-
parteien Grüne und Linke

eigene Anträge vor
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Deal seinen kompletten kommunalen
Wohnungsbestand verkaufte, hat un-
längst eine neue Wohnungsbaugesell-
schaft gegründet. Auch die schleswig-
holsteinische Landeshauptstadt Kiel ver-
sucht, mit einer neuen städtischen Woh-
nungsbaugesellschaft verlorenes Ter-
rain zurückzugewinnen. Nicht immer
sind es wie in Dresden und Kiel neue po-
litisch Verantwortliche und Kräfte, die
den Umschwung gebracht haben. Bay-
erns Ministerpräsident Markus Söder,
der einst maßgeblich den Verkauf von
30.000 Landeswohnungen durchdrück-
te, betrieb im bayerischen Landeswahl-
kampf die Gründung einer neuen Woh-
nungsgesellschaft. 
Der Rückkauf von Stadtwerken oder Tei-
len davon ist teuer. Die Verhandlungen
ziehen sich über Jahre hin. 950 Millio-
nen Euro muss dieser Tage Hamburg an

Die Privaten können es grundsätz-
lich doch nicht besser, billiger
und bürgernäher. Vor allem billi-

ger wurde es nirgendwo, wo Städte und
Landkreise ihre kommunalen Unter-
nehmen zu Geld machten. Gebühren,
Entgelte und Mieten stiegen danach
meist deutlich an. 
Für die Bewohner schon schlimm ge-
nug. Aber auch die Stadtväter und -müt-
ter machten schlechte Erfahrungen: Mit
dem Verkauf von Stadtwerken und
Wohnungsunternehmen beraubten
sich viele Städte und Kreise ihrer Gestal-
tungsmöglichkeiten. Denn: Nicht die Er-
bringung von Dienstleistungen, nicht
die Daseinsvorsorge bestimmen die Ge-
schäftspolitik der neuen Unternehmen,
sondern die Rendite. 
Viele Städte sind nun dabei, die gemach-
ten Fehler zu korrigieren oder haben dies
bereits gemacht. Oft waren es Bürgerini-
tiativen, die per Bürgerentscheid Rück-
käufe von Stadtwerken und Energieun-
ternehmen erfolgreich durchsetzten. Im-
mer öfter kommt die Initiative auch von
den Stadtpolitikern selbst. Dresden, das
vor zwölf Jahren in einem spektakulären

Zurück in die Stadt
den Versorger Vattenfall für den Rück-
kauf von knapp 75 Prozent am Fernwär-
menetz bezahlen. Auf diesen Mindest-
kaufpreis hat sich die Stadt bereits 2014
mit Vattenfall geeinigt. Ein aktuelles
Gutachten taxiert den Wert auf nur noch
645 Millionen Euro. 2013 hatten die
Hamburger in einem Volksentscheid
den Rückkauf gefordert.
In Berlin machte sich 2007 eine Bürgerini-
tiative auf den Weg, den Verkauf von 49,9
Prozent der Anteile der Berliner Wasser-
betriebe wieder rückgängig zu machen.
2013, 14 Jahre nach dem Verkauf, gelang
dem Berliner Senat der Rückkauf. Zeit-
gleich begangen die Wasserbetriebe auf
Druck des Kartellamtes, zu viel gezahlte
Wasserkosten zurückzuzahlen. 
Auch der Weg, Gas- oder Stromnetze
über Neuvergaben der Konzessionen ins
Eigentum zurückzuholen, ist dornig.
2014 bekam der erst 2012 gegründete
Landesbetrieb Berlin Energie den Zu-
schlag für den Betrieb des Gasnetzes.
Der Altkonzessionär Gasag klagte dage-
gen. Das Verfahren läuft noch. Vatten-
fall wehrt sich bis heute gegen das Ende
der Konzession beim Stromnetz.

„Privat vor Staat“ – das
wirtschaftsliberale Motto

hat sich in vielen Bereichen
als Irrglauben erwiesen

22001133,,  1144  JJaahh--
rree  nnaacchh  ddeemm

VVeerrkkaauuff,,  
ggeellaanngg  ddeemm

BBeerrlliinneerr  
SSeennaatt  ddeerr
RRüücckkkkaauuff

ddeerr  BBeerrlliinneerr
WWaasssseerrbbee--

ttrriieebbee
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Statistiken

42 Millionen Wohnungen 
Das Statistische Bundesamt (Destatis)
ermittelte zum 31. Dezember 2017 rund
42 Millionen Wohnungen. Davon be-
fanden sich 33 Millionen in den westli-
chen und neun Millionen in den östli-
chen Bundesländern.  Damit entfallen
auf je 1.000 Einwohner 507 Wohnungen
(im Westen 496, im Osten 555). Zur Jahr-
tausendwende zählten die Statistiker in
Deutschland knapp 38 Millionen Woh-
nungen, im Westen waren es 30,5 Mil-
lionen, im Osten 7,5 Millionen. 

Wohnungsbestand reicht nicht
Der Wohnungsbestand reicht nicht, die
Ende 2017 in Deutschland lebenden 41,5
Millionen Haushalte mit angemesse-
nem Wohnraum zu versorgen. Vor al-
lem in den Städten und Ballungsräu-
men ist die Nachfrage größer als das An-
gebot. Dafür stehen in manchen ländli-
chen Regionen viele Wohnungen leer.
Nach Ansicht vieler Experten fehlen
insgesamt rund eine Million Wohnun-
gen. 

Wohnungsbau hinkt 
hinter Nachfrage her
Der Wohnungsbau hinkt außerdem
hinter dem Bedarf her. 284.816 Woh-
nungen wurden 2017 fertiggestellt, da-
von 122.841 in klassischen Mehrfamili-
enhäusern. Der Deutsche Mieterbund
geht von einem jährlichen Neubaube-
darf von gut 400.000 Wohnungen aus,
davon mindestens 80.000 Sozialwoh-
nungen. 

Weniger Sozialwohnungen
Die Anzahl der Sozialwohnungen geht
seit Jahren deutlich zurück. Gab es im
Jahr 2000 noch knapp 2,6 Millionen,
sind es heute noch gut 1,1 Millionen.
2017 förderten Bund und Länder den
Neubau von 26.321 Sozialwohnungen
mit Mietpreis- und Belegungsbindun-
gen. Zu wenig – mindestens 80.000
müssten es pro Jahr sein.

Mieten steigen und steigen
Für 2017 errechnete das F+B-Institut in
Hamburg einen durchschnittlichen
Quadratmeterpreis in Städten, die ei-
nen Mietspiegel hatten, von 6,72 Euro

kalt. In ländlichen Räumen, in vielen ost-
deutschen Regionen liegen die Durch-
schnittsmieten darunter. In Großstädten
aber deutlich darüber. In München wer-
den etwa 10,22 Euro je Quadratmeter fäl-
lig, in Stuttgart 9,92 Euro und in Köln 8,43
Euro. Deutlich teurer sind die Neuver-

Deutscher Wohnungsmarkt

trags- und Angebotsmieten. In Mün-
chen haben sie mittlerweile die
schwindelerregende Höhe von 16,45
Euro erreicht. In Köln sind bei einer
Neuanmietung gut 9,87 Euro im
Schnitt fällig, in Stuttgart sind es 12,04
Euro je Quadratmeter kalt.
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�� PPoottssddaamm  -- Auch in Potsdam gibt es ein
Problem mit Wohnungen, die zweckent-
fremdet etwa als Ferienwohnungen ge-
nutzt werden und somit den Bürgern
nicht mehr als Wohnraum zur Verfügung
stehen. Hintergrund ist eine Recherche
der Stadt Potsdam im Internet, nach wel-
cher derzeit rund 200 Wohnungen der
Stadt illegal kurzzeitig an Touristen ver-
mietet werden, wobei die Dunkelziffer hö-
her liegen dürfte. Deshalb stellte die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen in der Stadt-

Mieterbund Bonn wird 100 

Kiel beschließt Gründung eines kommunalen Wohnungsunternehmens (KIEWOG)

Sozialverband als starker Partner

�� PPoottssddaamm  -- Bei einer Wohnkonferenz
am 15. Oktober in Potsdam wurden erste
Ergebnisse des 2017 gegründeten Bran-
denburger Wohnbündnisses vorgestellt
und mit Politikern sowie Fachpublikum
diskutiert. Im Mittelpunkt standen die
Ergebnisse aus den Werkstätten „Woh-
nungsbauförderung“ und „Bezahlbar-
keit des Wohnens“. Ebenfalls im Fokus:
Die gemeinsamen Anstrengungen von

Wohnkonferenz in Brandenburg

Antrag gegen Zweckentfremdung
in Landtag eingebracht 

verordnetenversammlung einen Antrag,
in dem Bürgermeister Mike Schubert
(SPD) aufgefordert wird, „zu prüfen, wie
baurechtlich relevante Fehlnutzungen
von Wohnraum geahndet werden kön-
nen“. Er soll zudem „gegenüber dem Land
Brandenburg eine Gesetzesinitiative an-
regen, die die Teilnutzung von Wohn-
raum regelt. So soll es für die Vermietung
von Ferienzimmern oder Ferienwohnun-
gen eine Meldepflicht sowie zeitlich und
räumlich begrenzende Vorgaben geben“. 

Brandenburg und Berlin beim Woh-
nungsbau. Die zuständige Senatorin aus
Berlin, Katrin Lompscher, war sich mit
Kathrin Schneider, Ministerin für Infra-
struktur und Landesplanung in Bran-
denburg, einig, dass beide Bundeslän-
der miteinander verbunden sind, wenn
es um die Themen Arbeit und Wohnen
sowie das damit verbundene Pendeln
geht.

�� BBoonnnn  -- Der Mieterbund Bonn feiert im
kommenden Jahr seinen 100. Geburtstag.
„Mieterschutz in Gefahr“ hieß es im Grün-
dungsaufruf am 9. Februar 1919. Der
Schutz der Mieter ist bis heute ein zentra-
ler Auftrag. Im Jubiläumsjahr will der
Verein nicht nur das Erreichte würdigen,
sondern auch herausfinden, wie die heu-
tigen Herausforderungen bewältigt wer-
den können. Jeder Mensch soll ein be-
zahlbares Dach über dem Kopf haben.
Dafür hat sich der Verein ein spezielles
Logo ausgedacht. Mit Veranstaltungen,
interaktiven Projekten und Ausstellun-
gen soll das Jubiläum im kommenden
Jahr begangen werden. Informationen
gibt es auf www.mieterbund-bonn.de

�� KKiieell  -- Kiel bekommt nach einem Rats-
beschluss vom 20. September wieder ei-
ne städtische Wohnungsbaugesell-
schaft. Der Kieler Mieterverein begrüßt
diesen längst überfälligen Schritt. Seit
der Veräußerung des Kommunalwoh-
nungsbestandes vor etwa 20 Jahren hatte
er den Aufbau eines kommunalen Woh-
nungsunternehmens gefordert. Der
Wohnungsmarkt der Landeshauptstadt
sei ohne ein kommunales Wohnungsun-

ternehmen nicht in der Lage, ein Preisni-
veau zu gewährleisten, das den Einkom-
mensverhältnissen der Bürger gerecht
werde. Der Mietspiegel zeigt Mietpreis-
steigerungen von durchschnittlich über
zwölf Prozent im Vergleich zum Vorgän-
germietspiegel.
Der „Masterplan Wohnen“ der Stadt, der
im März 2015 ins Leben gerufen wurde,
habe nicht zu einer nennenswerten Ent-
lastung am Wohnungsmarkt geführt, kri-

tisiert der Mieterverein. Statt der ange-
strebten 2.400 Wohnungen waren es nur
1.437 und diese überwiegend im hoch-
preisigen Segment. Von angestrebten
800 sozial geförderten Wohnungen im
Zeitraum 2015 bis 2017 wurden nur 209
fertiggestellt. Auch die Entwicklung des
Sozialwohnungsbestandes gibt ein trau-
riges Bild ab: Von 2010 bis 2017
schrumpfte er von 9.142 auf 5.720 Woh-
nungen. 

��RRhheeiinnllaanndd--PPffaallzz  --Am 8. Oktober hat der
Mieterschutzverein Neustadt die Zusam-
menarbeit mit dem VdK-Kreisverband
Neustadt-Bad Dürkheim bestätigt. Hin-
tergrund ist der Kooperationsvertrag zwi-
schen den rheinland-pfälzischen Landes-
verbänden des Mieterschutzbundes und
dem Sozialverband. So soll nun etwa in
den Beratungen beim Mieterverein auf
den Kooperationspartner hingewiesen
werden, wo das angebracht ist. 
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Bündnis für bezahlbares Wohnen 

Protestbündnis für Mieterschutz 

��GGööttttiinnggeenn  -- In Göttingen haben Vertreter
der Wohnungswirtschaft, der Stadt sowie
von Mieter- und Vermieterverbänden das
„Göttinger Bündnis für bezahlbares Woh-
nen“ unterzeichnet. Die Wohnungssituati-
on ist durch Mangel an preiswertem Wohn-
raum und stark steigende Mieten geprägt.
Von vormals etwa 7.000 Sozialwohnungen
sind nur noch rund 3.000 übrig, von denen
in den kommenden fünf Jahren weitere

Düsseldorf fördert 
barrierefreien Umbau 

Volksinitiative für bezahlbaren 
Wohnraum

Mietpreischeck: Ein Drittel der
Mieten sind zu hoch

Neuer Mietspiegel für 
Frankfurt am Main

�� DDüüsssseellddoorrff  --  Zusätzlich zu den Landes-
mitteln fördert die Stadt Düsseldorf Maß-
nahmen in Mietwohnungen zur Reduzie-
rung von Barrieren mit einem Zuschuss
von 20 Prozent der Baukosten, maximal
jedoch mit 10.000 Euro. Im dortigen Woh-
nungsamt können sich Interessierte bera-
ten lassen und eine Musterausstellung
besichtigen. Allen Maßnahmen muss je-
doch der Vermieter vorher zustimmen.

1.500 wegfallen, da die Bindung ausläuft.
Die Stadtverwaltung geht davon aus, dass
in Göttingen etwa 5.000 Wohnungen feh-
len. Im Bündnis haben sich die Akteure
verpflichtet, bis 2030 mindestens 5.000
neue Wohnungen zu schaffen. Davon sol-
len 30 Prozent zu einem Mietpreis von 5,60
Euro je Quadratmeter angeboten werden.
Auch sollen auslaufende Mietpreisbindun-
gen verlängert werden. 

��SSttuuttttggaarrtt  -- Im September konnten Stutt-
garter Mieter ihren Mietpreis vom dorti-
gen Mieterverein überprüfen lassen. Über
200 Haushalte nahmen die Gelegenheit
wahr. Das Ergebnis zeigt, dass über ein
Drittel der Vermieter zu hohe Mieten ver-
langt. Spitzenreiter waren 20 sowie 25
Euro pro Quadratmeter. Ein knappes Drit-
tel der Mieten lag unterhalb der zulässi-
gen Mietspiegelwerte. Das restliche Drit-
tel orientiert sich am Stuttgarter Mietspie-
gel und liegt innerhalb der zulässigen
Spanne. 

�� NNoorrddrrhheeiinn--WWeessttffaalleenn  -- Im Januar will
ein gemeinsames Protestbündnis des
Deutschen Mieterbundes NRW mit Sozi-
alverbänden, Kirchen und Gewerkschaf-
ten an die Öffentlichkeit treten. Hinter-
grund für den Zusammenschluss ist vor
allem die Absicht der schwarz-gelben
Koalition auf Landesebene, zwischen
2019 und 2021 vier Mieterschutzverord-
nungen auslaufen zu lassen. Dabei geht
es um die Mietpreisbegrenzungsverord-

VViieellee  TTeeiillnneehhmmeerr  uunntteerrzzeeiicchhnneetteenn  ddaass  „„GGööttttiinnggeerr  BBüünnddnniiss  ffüürr  bbeezzaahhllbbaarreess  WWoohhnneenn““,,  
uu..  aa..  NNiieeddeerrssaacchhsseennss  UUmmwweellttmmiinniisstteerr  OOllaaff  LLiieess  ((33..  vv..  ll..)),,  GGööttttiinnggeennss  OObbeerrbbüürrggeerrmmeeiisstteerr  
RRoollff--GGeeoorrgg  KKööhhlleerr  ((hhiinntteerree  RReeiihhee,,  22..  vv..  ll..))  uunndd  CCoorrnneelliiuuss  BBlleessssiinn  ((vvoorrddeerree  RReeiihhee,,  44..  vv..  rr..)),,  

VVoorrssttaannddssmmiittgglliieedd  MMVV  GGööttttiinnggeenn
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�� FFrraannkkffuurrtt  aamm  MMaaiinn  -- Der Magistrat der
Stadt Frankfurt hat den qualifizierten
Mietspiegel 2018 rückwirkend zum 1. Juni
in Kraft gesetzt. Demnach ist die durch-
schnittliche Nettokaltmiete pro Quadrat-
meter Wohnraum in Frankfurt in den ver-
gangenen vier Jahren von 8,66 Euro auf
9,36 Euro gestiegen. Das entspricht einem
Zuwachs von 8,1 Prozent. 
„Der Mietspiegel ist ein wichtiges Instru-
ment, das Mietern Rechtssicherheit gibt.
Er hat eine befriedende Funktion zwi-
schen Mietern und Vermietern. Zudem
schützt er Mieter vor willkürlichen Miet-
erhöhungen”, erläutert Rolf Janßen, Ge-
schäftsführer des DMB Mieterschutzver-
eins Frankfurt am Main.

nung, die Kündigungsfristverordnung,
die Umwandlungsverordnung und die
Kündigungssperrfristverordnung. „Die-
se Regelungen dienen dem Schutz vor
überzogenen Mieten und Kündigung“,
machte Silke Gottschalk, Geschäftsfüh-
rerin des DMB NRW, deutlich. Mit deren
Aufhebung setze die Landesregierung
„das völlig falsche Signal“ und werde
die Not an bezahlbarem Wohnraum ver-
größern. 

�� SScchhlleesswwiigg--HHoollsstteeiinn  -- Die SPD-Land-
tagsfraktion hat einen Antrag zur Auf-
nahme eines Rechts auf angemessenes
Wohnen in die Verfassung Schleswig-
Holsteins eingebracht, der mit dem Text
der Volksinitiative für bezahlbaren
Wohnraum des DMB-Landesverbandes
sowie des Sozialverbandes Deutschland
identisch ist. Für diese wurden bereits
über 30.000 Unterschriften gesammelt.

Es sollen noch mehr werden, deshalb
wird weiter gesammelt. 

AAbbggeeoorrddnneetteerr  SSöönnkkee  RRiixx,,  HHeeiiddrruunn  CCllaauusseenn,,
DDMMBB  SScchhlleesswwiigg--HHoollsstteeiinn,,  LLaannddttaaggssaabbggee--
oorrddnneettee  SSeerrppiill  MMiiddyyaattllii  aauuff  ddeemm  aauußßeerroorr--
ddeennttlliicchheenn  SSPPDD--LLaannddeessppaarrtteeiittaagg  iinn  KKiieell
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#Mietenwahnsinnund#Gerechtigkeit
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UmsteigendeMieten, insbesondere auchunter demAspekt Gerechtigkeit, ging es in den letztenWochen auf den
Social-Media-Seiten desDeutschenMieterbundes.Wiemandiese Themenbesonders unsachlich diskutiert, beweist gerade
eindrücklichHaus& Grund-Präsident Dr. Kai H.Warneckemit seinen #ÄpfelmitBirnen-Vergleichen. Eine kleineAuswahl der

Beiträge habenwir hier zusammengestellt.Weitere Diskussionsbeiträge und Informationen finden Sie unter
https://www.facebook.com/DMBMieterbund/undhttps://twitter.com/DMBMieterbund



Briefkästen der Garaus gemacht werden.
Egal, ob juristisch die Namensschilder
ein Fall für den Datenschutz sind oder
nicht, sie sind letztlich im Interesse so-
wohl der Vermieter als auch der Mieter.
Wie soll der Post- oder Paketbote sonst
die Sendung zustellen, wie soll der Not-
arzt denMieter finden?
Fazit: Auch wenn einzelne Vermieter
jetzt auf eigene Kosten Namensschilder
abschrauben, Mieter können ihren Na-
men immer selbst auf das Klingelschild
schreiben. Kein Problem gibt es zudem,
wenn sich Mieter und Vermieter einig
sind. Zurzeit ist von einem stillschwei-
gendenEinverständnis derMieter auszu-
gehen. Künftig kann die Frage im Miet-
vertrag geregelt werden.
WidersprichtderMieterausdrücklichder
gängigen Namensschild-Praxis, muss
der Vermieter das Namensschild entfer-
nen. Aber alle Namensschilder zu entfer-
nen,wäre nicht nurwirtschaftlich unsin-
nig, sondern ginge auch an den Interes-
sen und der Lebenswirklichkeit der Ver-
tragsparteien vorbei.

Esklingtwie ein schlechterWitz,wie
ein Aprilscherz. Die Wiener Woh-
nen, die in Wien 220.000 Wohnun-

gen verwaltet und bewirtschaftet, will in
2.000 Wohnanlagen die Namen auf den
Klingelschildern durch Nummern erset-
zen. Ein Mieter hatte sich beschwert und
auf den Datenschutz berufen. Kai Warn-
ecke, Präsident des Eigentümerverban-
des Haus&GrundDeutschland, empfahl
daraufhinallenVermietern, dieNamens-
schilder abzuschrauben, nur so könnten
sie sicher sein, nicht gegen die Daten-
schutzgrundverordnung zu verstoßen,
nicht mit Bußgeldern von mehreren Mil-
lionenEurobestraft zuwerden.DieBILD-
Zeitung textete auf Seite eins: „Daten-
schutz-Irrsinn – unsere Klingelschilder
sollen weg!“ Die Wohnungswirtschaft
dagegenwarnte vor „überzogenerPanik-
mache“undempfahl, „dieKirche imDorf
zu lassen“.
Die Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz, Andrea Voßhoff, erklärte noch
am selben Tag, Klingelschilder seien
kein Fall für den Datenschutz. Das Aus-

6/2018MieterZeitung 19

Mietrecht

statten der Klingelschilder mit Namen
für sich genommen stelle weder eine au-
tomatisierte Verarbeitung noch eine tat-
sächliche oder beabsichtigte Speiche-
rung in Dateisystemen dar.
Allerdings gilt auch für die nichtautoma-
tisierte Verarbeitung grundsätzlich die
Datenschutzgrundverordnung. Und: Zu-
ständig sind hier die Datenschutzbeauf-
tragten der Länder, nicht die Bundesbe-
auftragte. Da gehen die Meinungen aus-
einander. Der Thüringer Datenschutzbe-
auftragte, Lutz Hasse, wies darauf hin,
dass Vermieter die Namen ihrer Mieter
nicht ohne deren Einverständnis an den
Klingelschildern anbringen dürfen. Es
handele sich um die Weitergabe perso-
nenbezogener Daten an Dritte. Die Da-
tenschutzbeauftragten von Berlin und
Bayern sehen dagegen keineNotwendig-
keit, die Namensschilder zu entfernen.
Im Ergebnis sind sich Vermieter, Woh-
nungswirtschaft, Datenschützer und Po-
litiker einig –mit der Datenschutzgrund-
verordnung sollte natürlich nicht den
Namensschildern auf Klingeln oder

Klingelschilder undDatenschutz
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Fenster reinigen
� MieterhabenkeinenAnspruchauf eine
Fensterreinigung durch den Vermieter.
Die gehören nicht zu den Instandhal-
tungs- oder Instandsetzungspflichten des
Vermieters. Der muss die Wohnung wäh-
rend der Mietzeit mangelfrei erhalten,
aber nicht im gereinigten Zustand, ent-
schied jetzt der Bundesgerichtshof (BGH
VIII ZR 188/16). Vorausgegangen war ein
bizarrer Rechtsstreit zwischen dem Ver-
mieter und dem Mieter einer Loftwoh-
nung. Der Mieter hatte von seinem Ver-
mieter gefordert, die großen, teilweise
nicht zu öffnenden Fensteraußerflächen
müssten vierteljährlich gereinigt werden,
da diese witterungsbedingt schnell ver-
schmutzten, was den Blick nach außen
beeinträchtigeundsodenWohnwertmin-
dere.WährenddasAmtsgerichtMainzdie
Mieterklage abwies, gab das Landgericht
MainzdemMieter teilweiseRechtundver-
pflichtete den Vermieter zu einer Reini-
gungderFenster einmal im Jahr.DerBun-
desgerichtshof entschied jetzt, der Ver-
mietermüsse die Fenster überhaupt nicht
putzen lassen.Dasgelte auchdann,wenn
die Reinigung der Fenster mit starren
Fenstersegmenten für den Mieter sehr
schwierig sei. Der Mieter könne ja profes-
sionelleHilfe inAnspruchnehmen.

Fristlose und ordentliche
Kündigung gleichzeitig

� DerVermieterkannbeiZahlungsverzug
des Mieters fristlos und gleichzeitig or-
dentlich kündigen, entschied der Bundes-
gerichtshof (BGHVIIIZR231/17undVIIIZR
261/17). Eine fristlose Kündigung wegen
Zahlungsverzugs ist möglich, wenn der
Mieter an zwei aufeinanderfolgenden Ter-
minenmit mehr als einer Monatsmiete im
Rückstandistoderwennerübereinenlän-
geren Zeitraummehr als zweiMonatsmie-
ten schuldig geblieben ist. In diesen bei-
den Fällen kann der Vermieter auch or-
dentlich, also mit der gesetzlichen Kündi-
gungsfrist, wegen einer Verletzung der
mietvertraglichenPflichten (Zahlungsver-
zug) kündigen. In der Praxis fahren nahe-
zu alle Vermieter hier zweispurig. Konse-
quenz ist,dassderMieternachdemGesetz
zwar die fristlose Kündigung durch Nach-
zahlung der offenstehendenMieten unge-
schehen machen kann, die ordentliche
Kündigung aber nicht, sie bleibt wirksam.
Das absurde Ergebnis: Der Mieter, der in-
nerhalbdergesetzlichenSchonfrist all sei-
ne Schulden bezahlt, verliert trotzdemdie
Wohnung. Mit seiner Zahlung ist zwar die
fristloseKündigungvomTisch,dieordent-
liche Kündigung aber nicht. Hier besteht

offensichtlich eine Gesetzeslücke. Der Ge-
setzgeber muss handeln - wer seine Miet-
schulden bezahlt, muss wohnen bleiben
dürfen.

KeinWiderrufsrecht
� Nach dem Gesetz haben Verbraucher
ein Widerrufsrecht bei Verträgen, die
außerhalb der Geschäftsräume abge-
schlossenwerden, und bei sogenannten
Fernabsatzverträgen. Das Gesetz gilt
auch für Verträge über die Vermietung
von Wohnraum. Der Bundesgerichtshof
hat aber jetzt entschieden, dass dieses
Widerrufsrecht nicht für Mieterhöhun-
gen auf die ortsübliche Vergleichsmiete
gilt. Hat der Mieter einer Mieterhöhung
zugestimmt, kann er seine Zustimmung
später nicht widerrufen (BGH VIII ZR
94/17). Hier hatte ein Mieter zunächst
der Mieterhöhung zugestimmt, dann
seine Zustimmung widerrufen und die
zwischenzeitlich gezahlten Mieterhö-
hungsbeträge von rund 1.200 Euro von
seinem Vermieter zurückgefordert. Der
BGHentschied jetzt, dass dasWiderrufs-
recht zwar auch im Mietrecht gilt, nicht
aber bei der Zustimmung zu einer Miet-
erhöhung auf die Vergleichsmiete. Hier
sei der Mieter bereits ausreichend über
die gesetzlichen Mieterhöhungsrege-

NeuesvomBundesgerichtshof

JJuussttiittiiaa  aauuff  ddeemm  DDaacchh
ddeess  LLaannddggeerriicchhttss
HHaallllee..  DDaass  LLaannddggee--
rriicchhtt  iisstt  SSiittzz  ddeerr  oorr--

ddeennttlliicchheenn  GGeerriicchhttss--
bbaarrkkeeiitt  iinn  ddeerr  SSaaaallee--
ssttaaddtt..  IIhhmm  ssiinndd  vveerr--
sscchhiieeddeennee  AAmmttssggee--
rriicchhttee,,  ddaarruunntteerr  ddeerr
SSttääddttee  MMeerrsseebbuurrgg,,
NNaauummbbuurrgg  uunndd  
WWeeiißßeennffeellss,,  

zzuuggeeoorrddnneett..  EEss  zzäähhlltt
zzuu  ddeenn  aauuffwweennddiiggss--
tteenn  uunndd  zzuugglleeiicchh  aarr--
cchhiitteekkttoonniisscchh  bbeeddeeuu--
tteennddsstteenn  JJuussttiizzggee--
bbääuuddeenn  ddeerr  WWiillhheell--
mmiinniisscchheenn  EEppoocchhee



Mietrecht

Kurzurteile 

Minderung
� Ein Wasserschaden an der Mietsache,
der u. a. zur Folge hat, dass Badewanne
und Toilette in der Wohnung nur einge-
schränkt und mit wenig Wasser nutzbar
sind, führt zu einer Minderung der  Brut-
towarmmiete um 25 Prozent (LG Berlin –
66 S 26/18, WuM 2018, 652).

Beseitigungsanspruch
� Die Installation einer täuschend echten
Überwachungskamera-Attrappe im Haus-
eingang durch den Vermieter ist ein nicht
gerechtfertigter Eingriff in das allgemeine
Persönlichkeitsrecht des Mieters, wenn
zur Abwehr von Gefahren für das Eigen-
tum des Vermieters auch weniger ein-
schneidende Mittel – etwa eine zuverläs-
sige und schnell ins Schloss fallende Ein-
gangstür – in Frage kommen (LG Berlin –
67 S 73/18, WuM 2018, 654).
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Wohngemeinschaft
� Das Recht einer Wohngemeinschaft
zum Mieterwechsel kann nicht nachträg-
lich von der Erfüllung im Vertrag nicht
vereinbarter Bedingungen – etwa einer
Zustimmung zur Mieterhöhung – abhän-
gig gemacht werden. Verweigert der Ver-
mieter aus solchen sachfremden Gründen
die Zustimmung zum Mieterwechsel, ist
er insoweit zum Schadensersatz ver-
pflichtet (AG Gießen – 48 C 295/17, WuM
2018, 709).

Allgemeinstrom
� Die fehlende Trennung des Stromkreis-
laufs der Wohnung vom übrigen Strom-
kreislauf des Hauses mit der Folge, dass
der Allgemeinstrom über das Stromkonto
des Mieters bezahlt wird und dieser auf Er-
stattung durch den Vermieter verwiesen
wird, stellt einen Mangel der Mietsache
dar. Kosten für die Trennung des Strom-
kreislaufes von über 1.000 Euro sind nicht
unangemessen hoch und führen nicht zur
Unzumutbarkeit der technischen Nach-
rüstung (AG Erding – 5 C 2370/17, WuM
2018, 711).

Betriebskostenabrechnung
� Der Anspruch des Mieters auf Ertei-
lung einer Betriebskostenabrechnung
scheitert nicht daran, dass er in früheren
Abrechnungsperioden durch sein Ver-
halten die Ablesung von in seiner Woh-
nung befindlichen Zählern erschwert hat
(AG Saarbrücken – 3 C 477/17, WuM 2018,
721).

lungen geschützt. Der Vermieter müs-
se seine Mieterhöhung schriftlich be-
gründen und der Mieter habe wäh-
rend der Zustimmungsfrist ausrei-
chend Zeit, abzuklären, ob er zu-
stimmt oder nicht. Hier brauche er
nicht noch ein zusätzliches Wider-
rufsrecht, das ihn vor Fehlentschei-
dungen aufgrund psychischen
Drucks sowie typischerweise beste-
henden Informationsdefiziten schüt-
zen soll, wenn ein „schneller“ Vertrag
an der Haustür oder im Fernabsatz ab-
geschlossen wird.

Uralt-Kaution muss 
nicht verzinst werden
� Nach dem Gesetz muss die Mietkau-
tion verzinst werden. Hier hatten Mie-
ter und Vermieter aber beim Abschluss
des Mietvertrages im Jahr 1966 eine un-
verzinsliche Mietkaution in Höhe von
500 DM vereinbart. Nach Beendigung
des Mietverhältnisses 2015 forderte der
Mieter die Rückzahlung des Kautions-
guthabens plus Zinsen, insgesamt
670,02 Euro. Der Bundesgerichtshof
(BGH VIII ZR 92/17) stellte jetzt klar,
dass der Ausschluss der Kautionsver-
zinsung in einem Wohnraummietver-
trag aus dem Jahr 1966 gilt, der Vermie-
ter war 1966 zu keiner Verzinsung ver-
pflichtet. Die heutige Kautionsrege-
lung im Gesetz stammt von 2001 und
bestimmt, dass die Kaution verzinslich
anzulegen ist und die Zinsen dem Mie-
ter zustehen. Die Gesetzesvorschrift
gilt auch für Mietverträge, die im Jahr
2001 schon bestanden y– es sei denn,
die Verzinsung der Kaution war bei vor
1983 abgeschlossenen Mietverträgen
ausdrücklich ausgeschlossen. Ohne ei-
ne ausdrückliche Regelung zur Ver-
zinslichkeit der Mietkaution muss der
Vermieter auch eine 1972 vereinbarte
Mietkaution verzinsen (BGH VIII ARZ
3/82).
Fazit: Die Kaution muss verzinst wer-
den bei Mietvertragsabschlüssen ab
1983 – egal, was hierzu im Mietvertrag
steht. Bei älteren Mietverträgen (vor
1983), in denen die Verzinsung der
Kaution vertraglich ausgeschlossen
ist, kann der Mieter keine Zinsen for-
dern. Enthält der ab 1972 geschlossene
Mietvertrag keine Regelung, ob die
Kaution zu verzinsen ist oder nicht,
muss der Vermieter Zinsen zahlen.
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Am 17. Januar herrschte Schnee-
glätte in München. Die Lebensge-
fährtin eines Mieters stürzte gegen

9.10 Uhr beim Verlassen des Mietshau-
ses. Durch den Sturz auf dem Kopfstein-
pflaster des nicht geräumten Gehweg-
streifens im Bereich des Grundstücksein-
gangs zog sie sich Frakturverletzungen
(Knochenbrüche) des Innenknöchels zu.
Sie verlangte vom Vermieter Schadenser-
satz in Höhe von 4.291,20 Euro und zu-
sätzlich Schmerzensgeld. 
Der Bundesgerichtshof (BGH VIII ZR
255/16) wies ihre Klage ab. Die Räum-
und Streupflicht des Hauseigentümers
und Vermieters endet an der Grund-
stückgrenze. Die Gehwege vor dem Haus
muss er als Anlieger nur räumen und
streuen, wenn dies die Stadt zum Beispiel
über eine Straßen- und Reinigungssat-
zung festgelegt hat. Ohne eine entspre-
chende Regelung liegt die Räum- und
Streupflicht vor dem Grundstück bei der
Stadt. Die hätte demnach auch verklagt
werden müssen. 
Jeden Winter stellt sich die Frage aufs
Neue: Wer muss bei Schnee und Eis fegen
und streuen? Dabei kann die Verantwor-

Mieterpflichten bei Eis und Schnee

Mietrecht

In den meisten Städten bestimmen Orts-
satzungen, dass der Anlieger vor seinem
Grundstück Schnee räumen und bei Eis-
glätte streuen muss. In diesen Satzungen
ist dann auch geregelt, wann, wo, wie
und wie oft gefegt und gestreut werden
muss.
Der Hauseigentümer und Vermieter
kann die notwendigen Arbeiten von sei-
nem Hausmeister erledigen lassen, er
kann auch einen gewerblichen Räum-
dienst beauftragen. Die anfallenden Kos-
ten können als Betriebskosten auf die
Mieter des Hauses umgelegt werden. Vo-
raussetzung ist eine entsprechende Ver-
einbarung im Mietvertrag.
Will der Vermieter den Winterdienst da-
gegen auf die Mieter des Hauses abwäl-
zen, muss dies im Mietvertrag ausdrück-
lich vereinbart werden. Eine Regelung in
der Hausordnung reicht nicht aus und
ein Gewohnheitsrecht, wonach immer
der Erdgeschossmieter räumt und streut,
gibt es auch nicht.
Sind die Winterpflichten aber im Miet-
vertrag wirksam auf die Mieter übertra-
gen worden, müssen diese abwechselnd
streuen und fegen. Der Vermieter muss

tung für den Winterdienst wie eine „hei-
ße Kartoffel“ weitergegeben werden.
Nach dem Gesetz ist die Stadt oder Ge-
meinde für den Winterdienst nicht nur auf
den Straßen, sondern auch auf den Geh-
wegen und Bürgersteigen verantwortlich,
so wie in dem vom Bundesgerichtshof ent-
schiedenen Fall. Dann muss der Hausei-
gentümer nur die auf seinem Grundstück
befindlichen Wege bei Eisglätte streuen
und bei Schnee räumen. Das können die
Wege zum Hauseingang bis zum öffentli-
chen Straßenraum sein, die Wege von der
Haustür zu den Mülltonnen oder zu den
auf dem Grundstück befindlichen Park-
plätzen. Die Eigentümerpflicht endet aber
an der Grundstücksgrenze.
Die Stadt kann die Pflicht, die Bürgerstei-
ge vor den Häusern zu fegen und zu
streuen, mit Hilfe einer städtischen Sat-
zung auf die Anlieger übertragen. Das
sind die Hauseigentümer und gegebe-
nenfalls Vermieter.
Die Hauseigentümer, die nach der Orts-
satzung für den Winterdienst eigentlich
verantwortlich sind, können diese
Pflicht wiederum per Mietvertrag auf die
Mieter des Hauses übertragen.
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das organisieren, zum Beispiel durch so-
genannte „Schneekarten“, die nach ei-
nem Wintereinsatz von einem Mieter an
den anderen weitergegeben werden,
oder indem er einen „Schneeräumplan“
aufstellt. Außerdem muss der Vermieter
auch stichprobenartig kontrollieren, ob
vor seinem Haus ordnungsgemäß ge-
räumt und gestreut wird. Und er muss die
Geräte und Materialien für den Winter-
dienst bereitstellen.
Kann der Mieter aus beruflichen Grün-
den oder krankheitsbedingt beziehungs-
weise weil er im Urlaub ist nicht Schnee
räumen, muss er sich um eine Vertretung
kümmern. Notfalls muss er auf eigene
Kosten einen Räumdienst bestellen.
Aber egal, ob Eigentümer, Hausmeister,
Räumdienst oder Mieter – folgende
Grundregeln gelten praktisch immer:
� Winterdienst muss werktags in der Re-
gel von 7 bis 20 Uhr geleistet werden, an
Sonn- und Feiertagen ab 8 Uhr oder 9
Uhr.
� Gefegt und gestreut werden müssen
der Bürgersteig vor dem Grundstück, der
Hauseingang sowie die Wege zu Müllton-
nen und Garagen. 
� Die Gehwege vor dem Haus müssen
mit einer Mindestbreite von einen Meter
geräumt werden, so dass zwei Fußgänger
aneinander vorbeigehen können. An
Hauptverkehrs- und Geschäftsstraßen
muss ein mindestens 1,5 Meter breiter
Streifen geräumt werden. Für die Wege
zu den Mülltonnen oder Garagen gilt eine
Mindestbreite von 0,5  Metern.
� Bei Glatteisbildung muss sofort ge-
streut werden. Auftaubeschleuniger wie
Salz oder Harnstoffe sind in vielen Städ-
ten verboten. Empfohlen werden Sand
oder Granulat.
� Je nach Witterungsverhältnissen muss
im Laufe des Tages auch mehrmals ge-
fegt und gestreut werden. Ist wegen an-
haltenden Schneefalls eine Beseitigung
sinnlos, entfällt die Räumpflicht – dann
muss erst wieder gefegt werden, wenn es
aufgehört hat zu schneien.
� Stürzt ein Passant vor dem Haus,
kann er von dem Streupflichtigen Scha-
densersatz und unter Umständen auch
Schmerzensgeld fordern. Allerdings
muss er sich ein Mitverschulden anrech-
nen lassen, wenn er leichtfertig oder un-
vorsichtig war und zum Beispiel ohne
Weiteres erkennen konnte, dass der
Gehweg nicht gestreut und nicht gefegt
ist.

In der Vorweihnachtszeit blinkt undleuchtet es überall, Plastikweih-
nachtsmänner und Deko-Rentiere ste-

hen nicht nur in sämtlichen Einkaufszen-
tren, sondern auch in so manchem Trep-
penhaus, oder hängen an Hausfassaden,
Eingängen und über Balkongeländern.
Wer ein Eigenheim besitzt,
kann sich mit der Dekorati-
on weitgehend austoben,
Mieter jedoch müssen sich
an einige Regeln halten. 
So sind Adventskränze an
der eigenen Wohnungstür
grundsätzlich kein Pro-
blem, wenn sie so ange-
bracht sind, dass die Tür
nicht beschädigt wird. Das
ganze Treppenhaus aber
darf kein Mieter eigenmäch-
tig in ein Weihnachtswun-
derland verwandeln. Auch
von Duftsprays – egal ob mit
Tannen-, Vanille- oder Zimt -
aroma  – könnten sich ande-
re Hausbewohner belästigt
fühlen, deshalb sollten sie
nur innerhalb der eigenen
Wohnung versprüht wer-
den. Singende Rentiere oder
sprechende Weihnachts-
männer gehören ebenfalls
in die eigene Wohnung und
nicht in den gemeinsamen
Hausflur. Grundsätzlich
sollten sie allerdings in ei-
nem Mietshaus höchstens
in Zimmerlautstärke tönen.
Auch für Dekoration an der
Fassade gelten Regeln: So dürfen Mieter
am eigenen Balkon Lichterketten, Weih-
nachtsschmuck oder Tannenzweige an-
bringen, alles muss aber sicher befestigt
sein, damit es auch bei stärkerem Wind
nicht herunterfallen und eventuell je-
manden verletzen kann. Zudem darf die
Dekoration Hausfassaden, Balkonbrüs-
tungen beziehungsweise Fensterrahmen
und -glas nicht beschädigen. 
Wer es gern blinkend und leuchtend mag,
sollte sicherstellen, dass andere Woh-
nungen dadurch nicht dauerhaft in Flut-
licht getaucht werden – besonders wäh-

rend der nächtlichen Ruhestunden. Fühlt
sich ein Nachbar durch flackernde Lich-
ter oder blitzende Sterne gestört, kann er
vom Verursacher verlangen, dass die Be-
leuchtung ab 22 Uhr ausgeschaltet wird. 
Kerzen beeinträchtigen zwar die Nach-
barn eher weniger, müssen aber trotz-

dem immer mit Vorsicht angezündet und
beaufsichtigt werden, damit keine Brän-
de ausbrechen. Trockene Zweige, Tan-
nenbäume, Plastikdekoration und Gardi-
nen sollten weit genug von offenem Feu-
er entfernt sein, denn auch herunterge-
brannte oder ausgepustete Kerzen mit
noch glimmenden Dochten sind eine po-
tenzielle Brandgefahr. Ein Eimer Wasser
oder ein Feuerlöscher neben Weih-
nachtsbaum oder Adventsgesteck kön-
nen das Schlimmste verhindern, sollte
trotz aller Vorsichtsmaßnahmen doch et-
was Feuer fangen.

Weihnachtsdekoration ja –
aber richtig
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Vergünstigte Tickets für den öffent-
lichen Nahverkehr, Car-Sharing
und ein gutes Mobilitätsmanage-

ment – nachhaltige Mobilität hat viele Fa-
cetten. Wohnungsunternehmen spielen
dabei eine neue Rolle. Sie können ihren
Mietern bereits zu Hause Alternativen
zum Pkw anbieten. 
Mehr als 80 Prozent aller Wege in
Deutschland starten und enden vor der
eigenen Haustür. Täglich entscheiden
sich dort Millionen Menschen, wie sie mo-
bil unterwegs sein wollen. Der Zugang zu
umweltfreundlichen Verkehrsmitteln am
Wohnort ist deshalb ein zentraler Ansatz,
um die Luftbelastung in den Städten und
die Klimaschäden durch den Verkehr zu
verringern. Alternativen zum eigenen
Auto müssen her. Ruhte bislang der Blick
vornehmlich auf Kommunen und Ver-
kehrsgesellschaften, stehen nun gänz-
lich andere Akteure im Fokus: Woh-
nungsunternehmen. Sie sind die idealen
Schnittstellen und können ihren Mietern
bereits ab der Haustür passende Mobili-
tätsoptionen anbieten.

Mietertickets und 
Sharing-Angebote

So helfen Kooperationen mit Mobilitätsan-
bietern sowie flexible Fahrrad- oder Car-
Sharing-Angebote vor Ort dabei, private
Pkws überflüssig zu machen. Ein ange-
nehmer Nebeneffekt: Die Anzahl der Autos
im Wohnquartier kann reduziert werden
und ehemals grau betonierte Parkplätze
weichen grünen Aufenthaltsorten.
Weiteres Beispiel: spezielle Mietertickets,
die den Öffentlichen Nahverkehr für alle
Mieter attraktiver machen. Bei diesen
ÖPNV-Tickets tritt das Wohnungsunter-
nehmen als Vermittler auf und erwirbt
die Fahrscheine mit einem Großkunden-
rabatt von der Verkehrsgesellschaft. Den
kann es als vergünstigte Tickets an seine
Mieter weitergeben. 

Vorbildquartiere: Plattenbau
und US-Siedlung

Zugegeben, Planung und Umsetzung der
vielfältigen Mobilitätsangebote sind teils
langwierig und komplex. Zudem müssen

Wohnungsunternehmen und auch
Wohninitiativen selbst aktiv werden. Zur
Hand geht ihnen dabei das Gemein-
schaftsprojekt „Wohnen leitet Mobilität“
von Deutschem Mieterbund, Verkehrs-
club Deutschland (VCD) und Öko-Insti-
tut. Es erforscht, wie eine nachhaltige Mo-
bilität im Wohnquartier gelingen kann.
Dass dies möglich ist und durch Woh-
nungsunternehmen bereits erfolgreich
umgesetzt wird, zeigen deutschlandweit
verschiedene Best-Practice-Quartiere,
wie etwa in Potsdam und Darmstadt. Aus
ihren Erfahrungen werden zentrale
Handlungsempfehlungen für die Immo-
bilienwirtschaft entwickelt und veröf-
fentlicht, um zukünftig geeignete Mobili-
tätsmaß-nahmen auch anderswo leichter
umsetzen zu können. 
Die Herausforderung: Jede Stadt, jeder
Stadtteil, ja sogar jede Mieterschaft eines
Wohnquartiers ist anders. Die Unter-
schiede zwischen den Vorbildquartieren
„Gartenstadt Drewitz“ in Potsdam und
der „Lincoln-Siedlung“ in Darmstadt
könnten auf den ersten Blick größer nicht

Die Verkehrswende 
beginnt an der Haustür

DDiiee  KKoonnrraadd--WWoollff--AAlllleeee  iinn  PPoottssddaamm  wwaarr  nnoocchh  22001122  zziieemmlliicchh  ggrraauu,,  iinnzzwwiisscchheenn  ssiinndd  ddiiee  PPaarrkkpplläättzzee  uunndd  AAsspphhaallttffllääcchheenn  
PPaarrkkaannllaaggeenn  ggeewwiicchheenn..  FFoottooss::  UUllff  BBööttttcchheerr  ((ll..)),,  AAddaamm  SSeevveennss  ((rr..))
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sein. Dennoch – oder gerade deswegen –
wurden sie ausgewählt, um die Treiber
wie auch die Hemmnisse bei der Entwick-
lung nachhaltiger Mobilitätskonzepte zu
verstehen.

Sozialverträgliches Konzept
Rund 5.600 Bewohner leben in der Garten-
stadt Drewitz bei Potsdam. Der überwie-
gende Teil davon sind Erwachsene. Die
Zahl der Kinder ist stark rückläufig, wäh-
rend der Anteil an Rentnern angestiegen
ist. Ein wesentlicher Grundgedanke hinter
dem Konzept der ehemaligen Plattenbau-
siedlung war von Beginn an die sozialver-
trägliche Quartiersgestaltung. Weniger
Pkw-Stellflächen, dafür mehr Grünflä-
chen und Begegnungsorte lautet das Mot-
to. Durch den städtebaulichen Masterplan
entstand auf der ehemals mehrspurigen
Konrad-Wolf-Allee ein neuer Stadtteil-
Park als zentrales Element. Daneben ver-
ringern Tempo-30-Zonen den Durch-
gangsverkehr und beruhigen insgesamt
den Verkehrsfluss. Zuletzt wurde im Be-
reich der Verkehrs- und Stadtplanung
auch eine flächendeckende Parkraumbe-
wirtschaftung eingeführt. Der gesamte
Stadtteil wurde mit abgesenkten Bordstei-
nen ausgestattet und ist somit barrierefrei.
Weitere Anreize für eine nachhaltige Mobi-
lität: Neben einer dichten Straßenbahntak-
tung mit problemloser Anbindung an das
Stadtzentrum erhalten alle Mieter einer
Ein- oder Zweizimmerwohnung der städti-
schen Wohngesellschaft ProPotsdam im
ersten Mietjahr ein ÖPNV-Jahresticket.

Kurze Wege

Im Gegensatz dazu steht die Lincoln-
Siedlung im Süden von Darmstadt. Sie ist
eine von vielen ehemaligen US-amerika-
nischen Siedlungen in Hessen. Nach dem
Abzug der Streitkräfte sanierte die Stadt
die Bestandsgebäude und errichtete Neu-
bauten. Neben Mietwohnungen werden
zukünftig auch mehrere Wohninitiativen
dort ein neues Zuhause finden. Gerechnet
wird mit einem Bevölkerungszuwachs
von etwa 4.000 Personen. Ein umfassen-
des Mobilitätsmanagement soll den da-
durch drohenden Verkehrskollaps ver-
meiden. Das Konzept der kurzen Wege
umfasst deshalb Einkaufsmöglichkeiten
sowie Kitas und Schulen in direkter Nähe.
Ein weiterer zentraler Baustein ist der ge-
ringe Pkw-Stellplatzschlüssel von insge-
samt nur 0,65 Fahrzeugen pro Wohnein-
heit. Zudem gibt es Mieträder und eine
Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge.

Bei der ortsansässigen Mobilitätszentrale
können sich die Bewohner beraten las-
sen, Lastenräder und E-Bikes ausleihen.
Ein Mieterticket sowie die öffentliche
Parkraumbewirtschaftung sind als weite-
re Maßnahmen geplant.

Alle sind gefragt
Es gibt sie also, Wohnungsunternehmen,
die zusammen mit  Kommunen und Mobi-
litätsdienstleistern den Mietern Alternati-
ven zum Privatwagen anbieten. Aber die-
se Angebote zu schaffen wird nicht ausrei-
chen, um die Verkehrswende voranzu-
bringen. Jede Mieterin, jeder Mieter muss
die eigenen Mobilitätsroutinen kritisch
hinterfragen. Neben technologischen und
organisatorischen Innovationen wie der
Elektromobilität oder der Vernetzung von
Verkehrsmitteln braucht es vor allem ein
Umdenken aller Beteiligten. Dann erst
können intelligente Mobilitätskonzepte
in Wohnsiedlungen alltäglich werden.

DDiiee  DDaarrmmssttääddtteerr
LLiinnccoollnn--SSiieedd--
lluunngg  lläässsstt  vviieell
RRaauumm  zzuumm
RRaaddffaahhrreenn  
FFoottoo::  SSttaaddttppllaa--
nnuunnggssaammtt
DDaarrmmssttaaddtt

„Wohnen leitet Mobilität”
Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nu-
kleare Sicherheit (BMU) fördert das Forschungsprojekt
„Wohnen leitet Mobilität“ für einen Zeitraum von drei Jahren
noch bis Ende 2019 mit Mitteln aus dem Programm der Natio-
nalen Klimaschutzinitiative (NKI). Zum Projekt von Deut-
scher Mieterbund, dem Verkehrsclub Deutschland (VCD)
und dem Öko-Institut sowie zu weiteren Best-Practice-
Quartieren erfahren Sie mehr unter www.womo.vcd.org
Lesen Sie in der nächsten Ausgabe der MieterZeitung, wel-
che Erkenntnisse aus Interviews mit Akteuren der Wohn-
quartiere gewonnen wurden und wie diese Unternehmen
und Bewohnern helfen können, selbst ein nachhaltiges Mo-
bilitätskonzept umzusetzen.
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Bei der derzeit ins Haus flatternden
Heizkostenabrechnung für 2017
können die meisten Mieter aufat-

men. Zumindest diejenigen, deren Haus
im vergangenen Jahr mit Gas oder Fern-
wärme geheizt wurde. In einer 70-Qua-
dratmeter-Wohnung in einem 501 bis
1.000 Quadratmeter großen Mehrfamili-
enhaus kostete laut den Daten der Bera-
tungsgesellschaft co2online das Heizen
mit Gas im Durchschnitt rund 790 Euro,
Fernwärme lag bei 895 Euro. Damit san-
ken die Kosten für die 70-Quadratmeter-
Wohnung gegenüber 2016 um durch-
schnittlich 20 Euro (Gas) beziehungswei-
se 35 Euro (Fernwärme). Die Kosten für
Ölheizungen lagen zwar mit etwa 750
Euro im Vergleich mit den anderen Ener-
gieträgern am niedrigsten, stiegen aber
gegenüber 2016 deutlich – um ganze 85
Euro. 
Durch die niedrigen Ölpreise war das Hei-
zen mit Öl seit einigen Jahren im direkten
Vergleich meist die billigste Variante. In-
zwischen ist der Preis für 100 Liter Heizöl
jedoch laut dem Internetportal Check24
auf über 82 Euro gestiegen (bei Abnahme
von 3.000 Litern). Zuletzt hatten die Prei-
se im Juni 2014 so hoch gelegen. Mieter-
bund-Direktor Lukas Siebenkotten prog-
nostiziert deshalb auch für den kommen-
den Winter steigende Kosten für Mieter,
die eine Ölheizung haben. Für 2018 wird
die Rechnung demnach um rund acht
Prozent höher ausfallen als 2017. Wer da-
gegen mit Gas oder Fernwärme heizt,
zahlt voraussichtlich rund drei Prozent
weniger als 2017. „Damit würde das Hei-

Neuer Heizspiegel
veröffentlicht

zen mit Heizöl seinen Kostenvorteil ver-
lieren“, erklärte Siebenkotten.
Insgesamt können viele Verbraucher ihre
Heizkosten durch sparsames Verhalten
zwar noch um einiges senken, doch der
Hauptgrund für hohe Kosten ist der Zu-
stand des Hauses, an dem zumindest Mie-
ter selten etwas ändern können. So muss-
ten die Bewohner der 70-Quadratmeter-
Vergleichswohnung in energetisch guten

Häusern im Jahr 2017 nur 520 Euro für die
Heizung zahlen, in energetisch schlech-
ten Wohnungen dagegen mit durch-
schnittlich 1.110 Euro fast das Doppelte.
„Der Sanierungsstand ist der meistunter-
schätzte Faktor für Heizkosten“, sagt
co2online-Geschäftsführerin Tanja Loitz.
Und: „Auch die CO2-Emissionen sind in
besser sanierten Gebäuden deutlich ge-
ringer.“ In einem energetisch besseren

Mieter, die mit Gas oder Fernwärme heizen, zahlten für das
vergangene Jahr weniger Heizkosten als noch 2016. 

Die Kosten für Ölheizungen stiegen allerdings – und werden
sich wohl auch im laufenden Jahr weiter erhöhen. 

Das zeigt der kürzlich veröffentlichte Heizspiegel 2018 
der Beratungsgesellschaft co2online in Zusammenarbeit

mit dem Deutschen Mieterbund

Der Heizspiegel ist ein Projekt von co2online im
Rahmen des Projektes „Mein Klimaschutz“ im
Auftrag des Bundesumweltministeriums. Seit
2005 wird er in Kooperation mit dem Deutschen
Mieterbund realisiert. Der Heizspiegel lässt sich
auf Wohngebäude anwenden, die zentral mit
Erdgas, Heizöl oder Fernwärme beheizt werden.
In den Vergleichswerten sind die Anteile für Hei-
zen und die Warmwasserbereitung enthalten.
Für den Heizspiegel 2018 hat co2online Daten
von rund 61.000 Häusern ausgewertet.
Verbraucher können auf www.heizspiegel.de
und unter www.mieterbund.de/service.html
kostenlos prüfen, wo sie mit ihren Heizkosten
und ihrem Heizenergieverbrauch im Vergleich
zu ähnlichen Haushalten stehen. Auf der Mieter-
bund-Seite finden Sie auch die Vergleichszahlen
für die unterschiedlichen Baualtersklassen der
Gebäude. Zudem gibt es Tipps zum Senken der
Heizkosten. Der Heizspiegel-Flyer ist ab Mitte
Oktober bundesweit bei vielen Mietervereinen
erhältlich oder er kann direkt beim Deutschen
Mieterbund, Littenstraße 10, 10179 Berlin, ange-
fordert werden. Bitte legen Sie einen Freium-
schlag bei.
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Betriebskosten-
spiegel

Verbraucher

Mehrfamilienhaus mit Erdgasheizung
entstehen demnach pro Vergleichswoh-
nung und Jahr etwa 1,5 Tonnen klima-
schädliches CO2 durchs Heizen. In einem
energetisch schlechteren Gebäude sind
es dagegen 4,1 Tonnen. Um diesen CO2-

Unterschied auszugleichen, müssten
rund 200 Bäume gepflanzt werden, so
Loitz. Noch mehr CO2 erzeugt das Heizen
mit Öl – Häuser, die mit Hilfe dieses Ener-
gieträgers beheizt werden, schneiden bei
der Klimabilanz am schlechtesten ab.

Der neue Betriebskostenspiegel für das
Jahr 2016 liegt jetzt vor. Danach mussten
Mieter durchschnittlich 2,19 Euro pro
Quadratmeter und Monat für die soge-
nannte zweite Miete zahlen. Der mit Ab-
stand größte Ausgabenbrocken sind die
Kosten für Heizung und Warmwasser mit
1,02 Euro/m2. Die Bandbreite bei den
Heiz- und Warmwasserkosten ist groß. Je
nachdem, ob mit Öl, Gas oder Fernwärme
geheizt wird, ob das Haus energetisch sa-
niert ist oder nicht, schwanken die „war-
men“ Betriebskosten zwischen 0,72 und
1,88 Euro/m2. Rechnet man alle denkba-
ren Betriebskosten mit den jeweiligen
Einzelbeträgen zusammen, dann muss-
ten Mieter 2016 insgesamt 3,09 Euro/m2

zahlen, das wären für eine 80 Quadratme-
ter große Wohnung 247,20 Euro im
Monat. Alle Zahlen des neuen DMB-Be-
triebskostenspiegels finden Sie im Inter-
net unter www.mieterbund.de/Service/
Betriebskostenspiegel.



Aus Datenschutz-
gründen will eine
große Hausver-

waltung in Wien an
220.000 Wohnungen
schrittweise die Namens-
schilder gegen die Woh-
nungsnummer austau-
schen. In Deutschland
wurde danach heftig da-
rüber diskutiert. Was hal-
ten Sie davon, liebe  Lese-
rin, lieber Leser? Sollen
die Namensschilder weg?
Die Anonymität ist dann
gewahrt. Für Besucher,
das nachbarschaftliche
Zusammenleben, die Er-
reichbarkeit für den Ret-
tungsdienst oder für die
Zustellung der Post wird
es schwierig. Sagen Sie
uns Ihre Meinung.
Schreiben Sie uns unter
dem Stichwort „Aktion Namensschilder“: per Mail an 
mieterzeitung@mieterbund.de oder per Post an Redaktion 
MieterZeitung, Postfach 02 10 41, 10121 Berlin.
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Leser
Sagen Sie uns Ihre Meinung. Stellen Sie 
Fragen zum Thema Mietrecht. Machen Sie mit
bei unseren Aktionen. Schreiben Sie an 
Deutscher Mieterbund,  
Littenstraße 10, 10179 Berlin. 
Oder senden Sie uns eine 
E-Mail an: mieterzeitung@mieterbund.de 

Reparaturkosten
Ilsa D., Pforzheim: Die Funk-Raumtemperaturfühler „Uponor T-
75“ sind Bestandteil der Fernwärmeheizungsanlage in unserem
Mietshaus. Ist die Reparatur der Geräte auf uns Mieter umleg-
bar?
Antwort: Nein. Umlegbar sind nur bei entsprechender mietver-
traglicher Vereinbarung die Wartungskosten, also bspw. der Aus-
tausch der Batterien oder die turnusmäßige Überprüfung der Funk-
tionsweise der Anlage. Sind die Temperaturfühler defekt und muss
der Regler deswegen ausgetauscht oder repariert werden, können
diese Kosten nicht auf die Mieter umgelegt werden. 

Rauchwarnmelder
Elisabeth R., Überlingen: Die vom Vermieter eingebauten
Rauchwarnmelder piepsen grundlos mitten in der Nacht und
stören meinen Schlaf erheblich. Muss ich den Einbau von
Rauchwarnmeldern durch meinen Vermieter dennoch dulden?
Antwort: Ja. Die Installation von Rauchwarnmeldern ist grund-
sätzlich vom Mieter zu dulden. Ist ein Gerät defekt, muss es vom Ver-
mieter ersetzt werden. Die dafür anfallenden Kosten darf der Ver-
mieter nicht auf den Mieter abwälzen.

Fragen

Aktion Namensschilder

Wäschetrockner
Monika F., St. Augustin: Ich wohne in einem Mehrfamilienhaus
mit Waschraum im Keller. Dort stehen alle Waschmaschinen
und Trockner der Mieter. Darf ich meinen Wäschetrockner trotz-
dem in meiner Wohnung aufstellen?
Antwort: Ja. Der Mieter darf grundsätzlich einen Wäschetrockner
in seiner Wohnung aufstellen. Benutzen Sie einen Ablufttrockner,
sollten Sie jedoch darauf achten, dass die Nachbarn durch die Ab-
luft des Wäschetrockners nicht belästigt werden. Andernfalls kann
der Vermieter Ihnen den Betrieb des Trockners in der Wohnung un-
tersagen.

Modernisierung
Christiane B., Göttingen: Vor unserem Mehrfamilienhaus wur-
den der Eingang  und der Vorgarten neu gestaltet: neues Pflas-
ter, Erneuerung der Bepflanzung, marode Bäume wurden gefällt
und fünf Fahrradständer wurden neu installiert. Zuvor waren
der Eingang und der Vorgarten seit Jahren vollkommen ver-
wahrlost:  Platten zerbrochen, fehlende Beleuchtung etc.  Ist
nach diesen Arbeiten eine Mieterhöhung wegen Modernisie-
rung gerechtfertigt?
Antwort: Ja, aber nur für die Arbeiten, die eine echte Gebrauchs-
wertverbesserung darstellen. So darf der Vermieter bspw. die Kos-
ten für die Anschaffung der Fahrradständer auf die Mieter umlegen.
Arbeiten, die zwar auch eine Gebrauchswertverbesserung darstel-
len, daneben aber auch einen bestehenden schadhaften Zustand
beseitigen führen dagegen in der Regel nicht zu einer Mieterhö-
hung wegen Modernisierung.

�
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Gewinnspiel

Brandschutz
Zum Artikel „Brandschutz nach der Katastrophe“ in der MieterZei-
tung 5/2018 schrieb uns eine Leserin:
� Trotz aller Beteuerungen und Entwarnungen bleibt ein fieser
Beigeschmack. Denn immer wieder stellt sich über ein Jahr nach
der Brandkatastrophe in England heraus, dass auch unsere Hoch-
häuser nicht sicher sind. Und wenn die Mieter dann raus müssen,
bleiben sie oft auf ihren Kosten sitzen.                                               N. N., Köln 

Fehlender Wohnraum und explodierende Mieten
� Die Entwicklung ist zwar schon seit Jahrzehnten deutlich sicht-
bar. Getan wurde dagegen nichts – allem voran die Regierung
Merkel, die noch mit Zugeständnissen dem Wucher Futter gab.
Selbst die Opposition sah tatenlos zu. Alle sind bequem geworden
und scheren sich einen Dreck um die dumme Bevölkerung, die für
alles und jedes bezahlt, wie die Lemminge, die sich alle unüber-
legt in die Tiefe stürzen.                                                 Sabine Stock, per Mail

Charmeoffensive
� Ich arbeite als Coach mit jungen Menschen und habe ihren Arti-
kel über die Charmeoffensive der Vonovia in der MieterZeitung
5/2018 gelesen. Bei uns stehen mittlerweile etliche Wohnungen
der Vonovia leer. Aufgrund diverser und fraglicher Renovierun-
gen haben Teilnehmer meiner Coachings mal eben 160 bis 200
Euro Mieterhöhung erhalten. Ohne Ankündigung, lediglich die
Info, dass die erhöhte Miete vom Konto abgebucht wird. Woh-
nungsbewerber mit Schufa-Einträgen oder Arbeitslosengeld-II-
Empfänger werden als Mieter abgelehnt.                             N. N., per Mail

Streit um Schlafplätze
� Es ist allein schon eine Schande, dass Obdachlose auf der Stra-
ße einen Unterschlupf suchen müssen. Migranten wohnen in re-
lativ komfortablen Unterkünften, denen ich das von Herzen gön-
ne. Aber wir sollten freigewordene Unterkünfte für Menschen, die
ohne Schuld ihr Obdach verloren haben, diese Unterkünfte ge-
nauso bereitwillig zur Verfügung stellen. Dann ergeben sich keine
Streitereien um einen Schlafplatz in irgendwelchen U-Bahnen
oder unter Brücken. Wohnen ist genauso wie frisches Wasser ein
Menschenrecht.                                                                    Sabine Stock, per Mail

Briefe

Gewinnen Sie

Hans-Horst Feistel, Vetschau/Spreewald; Peter Hartmann,
Göttingen; Nicole Rothhardt, Bad Nauheim; Kornelia Flöck,
Köln; Melanie Bianca Groesch, Leiferde; Danielle Schmitz,
Buchholz; Heidrun Sämann, Backnang; Teresa Arglebe,
Berlin; Carmen Bajerowitz, Kerken; Iris und Joachim Knust,
Spremberg.

Schreiben Sie das Lösungswort auf eine Postkarte und 
senden diese bis spätestens 11. Januar 2019 an:

Redaktion MieterZeitung, Postfach 02 10 41, 10121 Berlin
Gehen mehr richtige Lösungen ein, als Preise ausgesetzt
sind, muss das Los entscheiden. Die Auslosung erfolgt unter
Ausschluss des Rechtsweges

Das richtige Lösungswort des Oktober-Preisrätsels war:
SCHLAUFE

Je ein Doppel-Waffeleisen haben gewonnen:

einen unserer Sonderpreise
zum Jahreswechsel 

1. Preis: 500 Euro –2. Preis: 250 Euro –3. Preis: 100 Euro
4. bis 20. Preis: „Das Mieter-Handbuch: Mietvertrag, 
Nebenkosten, Modernisierung, Mietminderung, Kündigung“ 



30 MieterZeitung  6/2018

Bei einer Berliner Familie ist der
Großstadtdschungel Wirklichkeit
geworden – allerdings nicht zur

Freude ihres Vermieters. 
Farne und Lianen hängen von Decken
und Wänden, grünes Licht sorgt für
Dschungel-Feeling, auf jedem freien
Fleck stehen Pflanzen und sitzen Tiere.
Der ganze Dschungel ist allerdings aus
Plüsch und Plastik, also besteht keine
Gefahr durch Geruch oder Feuchtigkeit.
Trotzdem soll Familie S. aus dem Berliner
Ortsteil Rudow raus aus ihrer einzigarti-

gen Dschungelwohnung, wie „BILD”
kürzlich berichtete. 
Ihr Vermieter hatte ihnen bereits einmal
zum 31. Juli 2017 gekündigt – wegen „un-
erlaubter Tierhaltung“. Damals lebten in
der Wohnung ein Hund, drei Schlangen,
mehrere Geckos, dutzende Mäuse, Ka-
ninchen, Streifenhörnchen, Vögel und
Fische. Um die Kündigung zu verhin-
dern, schaffte die Familie alle echten Tie-
re bis auf Hund Teddy ab.
Doch dem Vermieter – der Immobilien-
gesellschaft Berlinovo – reichte das

nicht: Der neue Kündigungsgrund lau-
tet, dass die Familie eine Grundreinigung
nicht fristgerecht nachgewiesen habe.
Die drei Dschungelbewohner bestreiten
das und wehren sich per Anwalt, Berlino-
vo wollte sich bisher nicht äußern. Mie-
terbund-Geschäftsführer Ulrich Ropertz
kritisierte die Gründe als vorgeschoben:
„Das ist die erste Kündigung Deutsch-
lands wegen Plastikpflanzen und
Plüschtieren. Hier werden offensichtlich
Gründe gesucht, unliebsame Mieter los-
zuwerden.“

Staatsanwalt ermittelt Unrühmlicher Abgang

Seit Ende Oktober ermittelt die Staatsanwaltschaft gegen
zwei Beschuldigte, die Ein- und Mehrfamilienhäuser in Al-
zey überteuert und an zu viele Menschen als Wohnraum

vermietet haben sollen. Bei einer Razzia in mehreren Häusern
fand die Polizei 32 Personen vor. Teilweise sollen sie auf Matrat-
zen im Dachgeschoss geschlafen haben. Dem Jobcenter Alzey-
Worms lagen aber 19 Mietverträge für Einzimmerwohnungen
mit Küche und Bad für monatlich je 450 Euro vor. Es erstattete
deshalb Anzeige. Gegen die Beschuldigten besteht der Ver-
dacht des gemeinschaftlichen Betrugs und des Mietwuchers.

Nach seinem unrühmlichen Abschied von Borussia Dort-
mund im Sommer 2017 bekommt Ousmane Dembélé nun
Ärger mit seinem früheren Vermieter. Der beklagt, dass

der ehemalige BVB-Spieler das gemietete Einfamilienhaus in ei-
nem chaotischen Zustand hinterlassen habe. Nach seinem
überstürzten Wechsel vom BVB zum FC Barcelona habe es we-
der eine Übergabe des Hauses gegeben, noch sei der Mietver-
trag fristgerecht gekündigt worden. Auch die Schlüssel hätte
Dembélé nicht zurückgegeben. Knapp 21.000 Euro plus Zinsen
verlangt der Vermieter vom französischen Nationalspieler.

Aufgespießt

Aus dem Dschungel auf die Straße?
„„DDaass  iisstt  ddiiee  eerrssttee  KKüünnddiigguunngg  DDeeuuttsscchhllaannddss  wweeggeenn  PPllaassttiikkppffllaannzzeenn  uunndd  PPllüüsscchhttiieerreenn””,,    ssoo  UUllrriicchh  RRooppeerrttzz  vvoomm  DDMMBB

FFoottoo::  SSiieeggffrriieedd  PPuurrsscchhkkee//BBIILLDD//BB..ZZ



Herausgeber: Deutscher 
Mieterbund e. V., Berlin. 
Verlag: DMB-Verlag Verlags- und 
Verwaltungsgesellschaft des
Deutschen Mieterbundes mbH,
Littenstraße 10, 10179 Berlin, 
Postfach 02 10 41,
10121 Berlin, 
Telefon: 030/2 23 23-0, 
Telefax: 030/2 23 23-100, 
E-Mail: info@mieterbund.de,
Internet: www.mieterbund.de.
Redaktion:
Lukas Siebenkotten (verantwortlich),
Bernd Bohlen, Ulrich Ropertz, Grit
Gernhardt. Verantwortliche für 
Vereins- und Verbandsseiten siehe
Seiten 16 und 17.
Grafik und Realisation: 
MS Kompakt GmbH,
Im Stavenhof 5–7, 50668 Köln, 
Telefon: 0172/2 523 523.
Fotos: Bernd Bohlen,  
dpa (13), Grit Gernhardt (1),  
imago stock&people (20), 
Jan Zorn (1 ), Jürgen Schoo (1), 
Mieterbund Darmstadt (2).
Druck: PerCom Vertriebsgesellschaft
mbH, Am Busbahnhof 1, 
24784 Westerrönfeld, 
Telefon: 04331/8440, 
Telefax: 04331/844100.
Anzeigenverkauf und -service:
Aschendorff  Verlag GmbH & Co.KG,
An der Hansalinie 1, 48163 Münster, 
Telefon: 02 51/69 05 69, 
Telefax: 02 51/69 05 78. 
Bezugspreis:
Jahresabonnement: 8 Euro, soweit
nicht im Mitgliedsbeitrag enthalten. 
Erscheinungsweise:
zweimonatlich. 
Nachdruck: Nachdruck oder 
Übernahme redaktioneller Beiträge
in Datenbanken nur mit genauer
Quellenangabe gestattet; 
Belegstücke erbeten.

6/2018 MieterZeitung  31

IMPRESSUM

So erreichen Sie uns:
Postweg:
Deutscher  Mieterbund e. V., 
Postfach 02 10 41,
10121 Berlin 
E-Mail:
info@mieterbund.de
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030/2 23 23-0
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030/2 23 23-100
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www.mieterbund.de

Aufgespießt

Mehrjährige Haftstrafen Mann mit Bleibe

Die große knallrote Mülltonne reagiert bei Einwurf mit
Geräuschen. Mal stimmt sie einen Halleluja-Chor an,
mal das Geräusch einer Kettensäge, mal das einer

Toilettenspülung.
Gedacht ist die Tonne vor allem für Pappbecher, Pizzakar-
tons und andere Fast-Food-Verpackungen, die sonst oft
achtlos liegenbleiben. In dem Gehäuse steht eine 120-Liter-
Tonne. Der eingeworfene Müll wird so gepresst, dass sie-
benmal so viel Abfall in die Tonne passt. Die Stadt Rüssels-
heim hat sie zunächst für ein Jahr gemietet und will dann Bi-
lanz ziehen.

Aus Ebay-Dorf wird Vorzeigeprojekt

Intelligente Mülltonne

Im Jahr 2009 machte Liebon durch eine An-nonce bei Ebay unter der Überschrift „Dorf
zu verkaufen“ Schlagzeilen. Die Gebäude

des kleinen Ortsteils der Gemeinde Göda in
Sachsen drohten zu verfallen. Ein Käufer griff
zu. Doch erst der heutige Besitzer Andreas
Reitmann, der das Dorf 2012 erwarb, begann
seine Ideen umzusetzen. Nach gut zwei Jahren
Sanierung des 700 Jahre alten Vierseithofes
können nun die ersten Mieter Wohnungen be-
ziehen. Die Energie für Strom, Warmwasser

und Heizung erzeugt der Eigentümer zu 100
Prozent kohlendioxidfrei mit Sonnenenergie-
überschüssen. 
Gut 1,5 Millionen Euro hat er bislang in Entker-
nung, Sanierung und Neubau der Gebäude in-
vestiert. Im nächsten Planungsschritt sollen
Ferienwohnungen sowie ein Restaurant und
Café gebaut werden. Begeistert ist auch der
Gödaer Bürgermeister Gerald Meyer. Der sieht
in dem Gesamtkomplex ein Vorzeigeprojekt
für seine Gemeinde.

In Australien hat ein Gericht jetzt zweiAirbnb-Vermieter wegen Totschlags zu
langjährigen Haftstrafen verurteilt. Die 37

und 38 Jahre alten Männer müssen für sieben-
einhalb und neun Jahre hinter Gitter. 
Die beiden Verurteilten hatten das Opfer so
schwer geschlagen, dass es bewusstlos wurde
und schließlich starb. Anlass des Streits war
eine unbezahlte Rechnung von umgerechnet
130 Euro. 

In einem Berliner Supermarkt sucht einMann eine Frau. Er hat nur ein überzeugen-
des Argument: seine Bude. „Partnerin oder

Beziehung gesucht von Mann, 41 Jahre, mit
Wohnung 70 Quadratmeter.“ Mehr stand auf
dem Zettel nicht. Ziemlich genial sei die Ma-
sche, schreibt  Nina Paulsen von der Berliner
Morgenpost  in ihrer Kolumne über den skurri-
len Aushang. „Man müsste lachen, wenn es
nicht so traurig wäre.“



Gesamt-Note: 1,48

Kundenzufriedenheit

Zuverlässigkeit | Freundlichkeit | Kompetenz

40.350 Befragte getestet 01/2018
Kundenumfrage durch
RSD Reise Service Deutschland

„sehr gut“

Von uns für Sie geprüft!

8 Tage 5-Sterne-Luxusurlaub
Dubai / Sharjah

statt  1.699,–€
*

1.699,699,–p.P.

€*

Normalpreis  1.579,–
Ihre Ersparnis 1.200,–

€ *

€ 

Ein Dankeschön für die Leser der MIETERZEITUNG!

nur 379,–ab
p. P.

€*

14 Tage 4-Sterne-Studienreise Indien

   Linienfl ug mit renommierter  497,– €
Fluggesellschaft1 nach Delhi und zurück
inkl. Hoteltransfers

    12 Übernachtungen im Doppelzimmer 408,– €
in ausgewählten 4-Sterne-Hotels (Landeskat.)

   12× reichhaltiges Frühstücksbuffet 144,– €
   Faszinierende Studienreise 500,– €

in unserem modernen und klimatisierten Reisebus mit 
den bedeutendsten Höhepunkten Indiens,
u.a. mit 6× UNESCO-Welterbe:
• Rotes Fort Delhi • Jantar Mantar • Taj Mahal
• Qutab Minar • Fatehpur Sikri • Rotes Fort Agra

  Fachausgebildete, Deutsch sprechende  150,– €
Reiseleitung

  24 Stunden ärztliche Rufbereitschaft

 Gesamtpreis p. P. 1.699,– €*

 Ihre Ersparnis p. P. – 1.000,– €

 Ihr Vorzugspreis p. P. ab nur 699,– €*

497,– €

408,– €

144,– €
500,– €

150,– €

 Gesamtpreis p. P. 1.699,– €

Ihr Ausfl ugsprogramm – das alles ist inklusive:
•  Neu-Delhi: Faszinierende Stadtrundfahrt durch die Haupt-

stadt Indiens mit dem Triumph bogen India Gate, dem 73 m 
hohen Minarett Qutab Minar (UNESCO-Welterbe) und dem 
Rashtrapati Bhawan, der imposanten Residenz des indischen 
Staatspräsidenten.

•  Mandawa & Havelis: ehemalige Handelsstadt an der berühmten 
Seidenstraße mit palastartigen, prächtigen Häusern, den 
sogenannten Havelis

•  Bikaner & Junagarh Fort: In Bikaner steht das interessanteste Fort 
Nordindiens – das Junagarh Fort.

•  Jodhpur & Mehrangarh Fort: Wüstenstadt mit 10 km langer 
Stadtmauer, Uhrturm, Altem Markt und dem dominierenden 
Mehrangarh Fort.

•  Ranakpur & Jain Tempel: Der Tempel mit über 1.000 Säulen ist 
einer der bedeutendsten Tempel Indiens.

•  Udaipur: Sehenswert in einer der schönsten Städte Indiens sind der 
zauberhafte Garten Sahelion-ki-Bari, der Stadtpalast am Pichola-
See und der Jagdish Tempel.

•  Jaipur: Hauptstadt der Region Rajasthan mit vielen Palästen und 
Forts, wie dem „Palast der Winde“, dem Amber Fort und dem 
Jantar Mantar (UNESCO-Welterbe)

•  Fatehpur Sikri (UNESCO-Welterbe): aus dem 16. Jhd. stammende, 
sehr gut erhaltene ehem. Hauptstadt des Mogulreiches

•  Taj Mahal (UNESCO-Welterbe): Das bekannteste Bauwerk 
Indiens wurde als Grabmal der persischen Prinzessin Mumtaz 
Mahal erbaut. Etwa 20.000 Arbeiter waren 22 Jahre mit dem 
Bau des Gebäudes aus weißem Marmor beschäftigt.

•  Agra & Rotes Fort (UNESCO-Welterbe): Die gewaltige Festung 
„Rotes Fort“ in Agra wurde von Kaiser Akbar in Sichtweite des 
Taj Mahal als neue Residenz errichtet.

•  Delhi & Rotes Fort (UNESCO-Welterbe): Stadtrundfahrt durch
das „alte“ Delhi mit dem Roten Fort Delhi, der größten Moschee 
Indiens Jamma Masjid, sowie der Gedenkstätte Raj Ghat, 
welche an die Ermordung Gandhis erinnert. 

Magische Paläste, heilige
Elefanten & die berühmtesten
6 Welterbestätten!

Wunschleistungen zu Vorzugskonditionen:
Kulturpaket: Das Paket beinhaltet alle Eintrittsgelder & deutsch-
sprachige Führungen bei den Sehenswürdigkeiten lt. Programm 
sowie die 3 spannenden Ausfl üge „Indischer Folkloreabend mit 
Kamelwagenfahrt & Volkstanz Rajasthan“, „Rikscha-Fahrt durch 
Jaipur“ und „Bootsfahrt auf dem Pichola-See“: nur 199,– € p. P.

Taj Mahal (Welterbe)

Flughafen Berlin Düsseldorf Frankfurt2 Hamburg Hannover Leipzig München Stuttgart

Flughafenzuschläge p. P.: 55,– € 0,– € 25,– € 25,– € 40,– € 50,– € 60,– € 45,– €

Abfl ugtage Mi Do Di Mi Mi Do Mo Do

Ihre Ersparnis

- 1.000 € p. P.

Normalpreis  1.699,–
Ihre Ersparnis 1.000,–

€ *1.699,
€ 

nur 699,–ab
p. P.

€*

Für Sie als Leser der
MIETERZEITUNG

Ihr Ausfl ugsprogramm – das alles ist inklusive:

Eine der beliebtesten Fernreisen der Deutschen   –   Inklusive Ausfl ugsprogramm & 4-Sterne-Hotels
Jain Tempel, 

Ranakpur
Rotes Fort, Agra 

(Welterbe)
Jantar Mantar, Jaipur 

(Welterbe)
Delhi

Mandawa
Bikaner

Jodhpur

Ranakpur
Udaipur

Jaipur

Amber
Agra

I n d i e n

Taj Mahal
Fatehpur Sikri
Rotes FortJantar Mantar

Junagarh Fort

Merangarh Fort

Jain Tempel

Rotes Fort
Qutab Minar

4-Sterne-HotelsQutab Minar, Delhi 
(Welterbe)

Ihre Inklusivleistungen:

Reisemonate Apr. 2019 Mai 2019
(01. – 15.05.)

Mai 2019
(16. – 31.05.)

Sep. 2019
(01. – 15.09.)

Sep. 2019
(16. – 30.09.)

Okt. 2019
(01. – 15.10.)

Okt. 2019
(16. – 31.10.)

Nov. 2019
(01. – 15.11.)

Nov. 2019
(16. – 30.11.)

Saisonzuschläge p. P.: 100,– € 50,– € 0,– € 0,– € 50,– € 100,– € 150,– € 200,– € 250,– €

Zur Einreise benötigen deutsche Staatsangehörige ein gebührenpfl ichtiges Visum. Dieses kann als „e-Tourist 
Visa“ online unter https://indianvisaonline.gov.in/visa/ oder bei einer indischen Auslandsvertretung persönlich 
bzw. postalisch beantragt werden. Der Reisepass muss zum Zeitpunkt der Einreise noch mind. 6 Monate gültig 
sein, sowie über mind. 2 leere Seiten verfügen. Staatsangehörigen anderer Länder wird empfohlen, die für sie 
geltenden Einreisebestimmungen bei der Botschaft des Ziellandes zu erfragen.
1  z.B. Emirates (eine der besten Airlines der Welt), Turkish Airlines (beste europäische Airline 2011-2016 

nach Sky Trax World Airline Award) mit Umstieg
2  Reisende ab Frankfurt landen an Tag 15 in Deutschland.
*  Mit Erhalt der schriftlichen Reservierungsbestätigung und des Reisepreissicherungsscheins wird eine 

Anzahlung in Höhe von 20% des Reisepreises fällig. Die Restzahlung ist 28 Tage vor Abreise zu leisten.
Preis gilt vom 16.05. bis 30.05.2019 und vom 05.09. bis 12.09.2019 ab Düsseldorf. Bei anderen 
Reiseterminen und Abfl ughäfen fallen die in der Tabelle angegebenen Zuschläge an. Die Reise gilt nur für 
den Empfänger und volljährige Begleitpersonen. Geplante Gruppengröße ca. 35 Personen. Nicht geeignet 
für Personen mit eingeschränkter Mobilität. RSD Reise Service Deutschland GmbH bietet den Preisvorteil 
im Vergleich zum Normalpreis auf www.rsd-reisen.de. Es gelten die Reisebedingungen der RSD Reise 
Service Deutschland GmbH (www.rsd-reisen.de/arb). Einzelzimmerzuschlag: 399,– € p.P.

Ferienaufpreis 49,– € p.P.: DUS 18.04.u. 17.10.19; FRA 16.04. u. 01.10.19; HAM 06.03. u. 09.10.19;
HAJ 09.10.19; LEJ 17.10.19; MUC 04.03. u. 15.04. u. 02.09. u. 28.10.19; STR 18.04.19.
Hinweis: Reiseverlaufsänderungen aus organisatorischen bzw. witterungsbedingten Gründen ggf. möglich. 
Mindestteilnehmerzahl 15 Personen pro Reisetermin, Absage spätestens 28 Tage vor Reisetermin 
bei Nichterreichen.

Jetzt kostenlos anrufen und Wunschtermin sichern:

0800 - 707 060 127
Montag bis Freitag 8.30 – 19.00 Uhr, Samstag 9.00 – 14.00 Uhr 

oder www.treue-vorteile.de/mie23347

Reiseveranstalter: RSD Reise Service Deutschland GmbH, 
Elsenheimerstraße 61, 80687 München.

MIE23347Ihr Vorteilscode: 

Lesen & Reisen: Unser Vorzugspreis für Sie
als Leser der MIETERZEITUNG ab nur
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